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Die Zeichnungen für den Kalen- 
der sind von den Kindern der 
»OPEN SCHOOL«, einer unab- 
hängigen Stiftung im Bildungs- 
bereich, gemacht worden. Sie 
spiegeln ihre eigenen gesell- 
schaftlichen Wahrnehmungen 
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Aktkoanateiülien zu SöcWhki kosteukM ertUtttlidi. 

Editorial: 

„die randschau“ auf ein Neues, nach 
der Sommerpause erholt zunück. Noch 
immer und sicher noch eine Weile be- 
wegt uns das Thema ,,Zwangssterilisa- 
tionen". Der Schwerpunkt dieser Aus- 
gabe ist ihm reserviert, weitere Berichte 
gibt es in der nächsten,,randschau". 

Die Appell-Aktion läuft aber sicher zum 
30. September aus. Dann nämlich hat 
der Deutsche Juristentag in Mainz seine 
Meinung zum Thema geäußert. Diese 
Meinung ist dem Justizministerium so 
wichtig, daß es alle weiteren Maßnah- 
men zur Novellierung des entsprechen- 
den Rechtes für die Zeit danach ange- 
sagt hat. Unser Protest muß dann ent- 
gültig übermittelt werden. 

Schön, daß es trotz Sommerpause in 
dieserAusgabesovielzuAktivitätenaus 
der Scene zu berichten gibt. Mehrere 
Seiten stehen unter dieser Rubrik. 

Zu danken haben wir unseren Illustra- 
tions-Lieferanten. Wir weisen auf einige 
Quellen hin: Landeshauptstadt Saar- 
brücken, Sozialamt Behindertenbera- 
tungsstelle; Kuddl un Nataije Schnööf 
,,Wo komm’ bloß die lütten Gören her“. 

Zu danken haben wir auch all unseren 
Leserinnen, insbesondere den Abon- 
nentinnen, die unsere neuen Preise mit- 
machen. Wir sind gezwungen, den 
Preis für das Einzelexemplar auf DM 
3,— heraufzusetzen. Für ein Jahres- 
Abo zu 6 Ausgaben müssen wir in Zu- 
kunft 20,— DM nehmen. Wir freuen uns 
über Förderabo’s mit höheren Beträ- 
gen. 
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Von der SS zum 

Reichsbund-Führer 

Heinz Galinski, Direktoriumsvorsitzen- 
der des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, hat angekündigt, er wer- 
de Strafanzeige gegen den Reichs- 
bundvorsitzenden Herrmann Meyer er- 
statten. Anlaß ist der in dem Magazin 
,,Der Spiegel“ wiedergegebene Satz 
Meyers „DerGalinski ist ein noch größe- 
rer Halunke, dem traue ich die Verun- 
treuung von dreimal 30 Millionen zu.“ 
Nach Angaben des ,,Spiegel“ machte 
MeyerdieseÄußerung, nachdem ervon 
den Vorwürfen gegen Galinskis Vorgän- 
ger Werner Nachmann erfahren hatte, 
der etwa 30 Millionen Mark Zinsen aus 
Wiedergutmachungsgeldern verun- 
treut haben soll. 
Das Magazin berichtet zur Person Mey- 
er der sei am 15. Februar 1942 in die 
Waffen-SS eingetreten und am 1. April 
1944 zum Rottenführer befördert wor- 
den. Meyer ist heute Vorsitzender des 
Reichsbundes der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer, Behinderten, Sozialrent- 
ner und Hinterbliebenen e.V. IneinerEr- 
klärung wurde von Meyer der Satz be- 
stritten, dender,,Spiegel“ von ihm über 
Galinski zitiert, (nach ,,Frankfurter 
Rundschau“, 9. Juni 1988) 

Unverblümt 

Psychiatrie zwischen 

Reform und Wende 

Jahrestagung der Deutschen Gesell- 
schaft fü r Sozia le Psyc hiatrievom17. 
bis 20. November 1988 

Die Tagungen der Deutschen Gesell- 
schaft für Soziale Psychiatrie (DGSP) 
sind dafür bekannt, daß hier Klartext ge- 
redet wird. 
Insofern programmatisch ist der Titel 
der diesjährigen DGSP Jahrestagung, 
die vom 17. bis 20. November 1988 im 
Psychiatrischen Krankenhaus Herborn, 
stattfindet. 
,, U nverblü mt‘ ‘ soll d ie Sprache sein, die 
auf dieser Tagung geredet wird. Direkt 
und ohneSchnörkel berichten Mitarbei- 
ter und Betroffene aus dem Bereich psy- 
chosozialer Arbeit über ihre Erfahrun- 
gen. Inder DGSP haben sich über 3000 
Menschen zusammengeschlossen, die 
Unmenschlichkeit, Gewalt und bloße 
Ruhigstellung von psychisch leidenden 
Menschen nicht länger hinnehmen wol- 
len. Die Tagung ist aber selbstveständ- 
lich offen auch für alle Nichtmitglieder. 
Die Arbeitsformen — Schwerpunkt 
Kleingruppenarbeit — spiegeln den 

Wunsch, möglichst viele Menschen mit 
Erfahrungen in der Psychiatrie zu Wort 
kommen zu lassen. 
Aber auch die,,große Politik“ wird nicht 
vergessen; 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
diskutiert mit Psychiatrie Mitarbeitern 
sein,,Gesundheitsreformgesetz“. 
Thema des Streitgesprächs: ,.Chance 
oder Aus für psychisch Kranke?“ 
Ebenfalls auf dem Prüfstand: 
Die geplante Reform des Vormund- 
schafts- und Pflegschaftsrechts. Titel 
der Diskussion ,.Alter Wein in neuen 
Schläuchen?" 
Außerdem: Eine Diskussion mit Journa- 
listen über die Schwierigkeiten mit (für) 
psychisch Kranke(n) Öffentlichkeitsar- 
beit zu machen, ein Vortrag zu Perspek- 
tiven psychiatrischer Pflege, Neues von 
der Psychiatrie-Reform in Italien und 
viele weitere Themen. 
Programme und Plakate zur Tagung 
können ab sofort angefordert werden 
über die: 
Deutsche Gesellschaft für soziale Psy- 
chiatrie (DGSP) 
Stoppstraße 14 
5000 Köln 30 
(Bitte einen frankierten und adressier- 
ten Briefumschlag beilegen) 

KLEINANZEIGE 

Schwerbehindertenge- 

setz gilt auch für Auszu- 

bildende 

Kassel (dpa) — Schwerbehinderten 
Auszubildenden darf erst nach vorheri- 
gerZustimmungderHauptfü rsorgestel- 
le gekündigt werden. Das hat der 2. Se- 
nat des Bundesarbeitsgerichts in Kas- 
sel entschieden und dabei betont, Aus- 
zubildende seien nicht von den Vor- 
schriften des Sc h werbe h i nde rtengeset- 
zes ausgenommen. Mit dem Urteil ho- 
ben die Kasseler Richter zugleich eine 
entgegengesetzte Entscheidung des 
Landesarbeitsgerichts Köln auf. 
Anlaß für den Rechtsstreit war ein Dieb- 
stahl, den eine zuckerkranke Auszubil- 
dende begangen hatte, deren Erwerbs- 
fähigkeit um 60% gemindert ist. Der 
ausbildende Betrieb hatte den Dieb- 
stahlzumAnlaß genommen, dasAusbil- 
dungsverhältnls umgehend zu been- 
den, weil die Weiterbeschäftigung,.un- 
zumutbar“ gewordensei. ImGegensatz 
zum Arbeitsgericht hielt das Landesar- 
beitsgericht Köln die Zustimmung der 
Hauptfürsorgestelle nicht für notwen- 
dig, weil im Schwerbehindertengesetz 
die Auszubildenden eine ,,besondere 
Gruppe“, und nicht eine Untergruppe 
von besonders geschützten Arbeitern 
oder Angestellten seien. 
Diesen Unterschied machte das Bun- 
desarbeitsgericht nicht. Es stellte viel- 
mehr fest, daß die Vorschriften für die 
Berufsausbildung nicht getrennt von 
anderen Gesetzen gesehen werden 
dürften. Als Beispiele nannte es das 
Mutterschutzgesetz, das auch für Aus- 
zubildende gelte, oder die Tatsache, 

Lebensqemeinschsft 

mit qeistiqbehinöerten (autistischen) Henscnen 
sucnt Mitarbeiter/in für den Wohnbereich. 
dir sind 7 Beninderte, 4 Nichtoeninderte und 
2 Kinder, die zusammen in einem großen Haus 
leoen. Einer unserer Mitarbeiter v^onnt nicht mit 
im Haus. £ine/n zweite/n solche/n suchen wir , 
der/die bereit ist, sich mit z. T. schwerstbe- 
hinderten und vernaltensauffäliigen Menschen zu 
verbinden. Öas bedeutet, daU sich die Arbeits- 
zeit in erster Linie nacn den Bedürfnissen der 
Betreuten ricntet, daii die Grenzen zwischen 
Arbeit und Freizeit verwischen. 
Wir bieten eine Probezeit von zwei Wocnen an 
zum gegenseitigen Ausprobieren 

Pflege- und Lebensgemeinschaft 
Am Oiek 62 
5Ö0U Wuboertai-Wicnlinghausen 
Ü202-642844 
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daß Auszubildende an Warnstreiks für 
eine bessere Ausbildungsvergütung 
teitnehmen dürfen. So sei auch das 
Schwerbehindertengesetz für Auszu- 
bildende nicht auszuklammern. Die 
Kündigung der zuckerkranken jungen 
Frau, die ohne Zustimmung der Fürsor- 
gestelle ausgesprochen wurde, sei also 
unwirksam. (Aktenzeichen 2 AZR 
385/87) 

Aufruf zu einer ÖPNV- 

DEMO in München 

Im April 1987 kam der Stadlrat Mün- 
chens der bereits jahrelang erhobenen 
Forderung der Behinderten nach, einen 
Llnlenbusanzuschaffen,denalle benut- 
zen können. 
Es wurde ein Niederflurbus mit Hub- 
plattform fü r Rollstuhlfahrer, den die Fa. 
Auwärter eigens für diesen Zweck kon- 
struiert hatte, zur Erprobung in Betrieb 
genommen. Gegenüber den behinder- 
tengerechten Linien-Bussen, wie man 
sie z.B. aus den USA kennt, hat dieser 
Bus den großen Vorteil, daß er nicht al- 
lein Rollstuhlfahrern, sondern allen Ir- 
gendwie bewegungseingeschränkten 
Fahrgästen dient: Ältere Menschen, El- 
tern mit Kindenwagen sowie jeder Fahr- 
gast mit etwas mehr Gepäck profitiert 
davon, daß man In diesen Bus — außer 
menschbrauchtdenüft—übernureine 
Stufe einsteigen kann. 

Ws+bahn' 

FÜR AIXE! 

Jetzt ist der Zeitpunkt da, wo sich der 
Stadtrat von München entscheiden 
wird, ob die Niederflurbusse eine Aus- 
nahmeerscheinung bleiben, oder ob er 
sich, wie der Senat von Bremen, fürdie- 
se in die Zukunft weisenden Verkehrs- 
mittel entscheidet. 
Gerade wurdeelnBusderFa. Mercedes 
der Öffentlichkeit vorgesteitt, der eine 
Einstiegshllfe für Rollstuhlfahrer hat. 
Sonst entspricht dieser Bus aber den 
herkömmlichen Linienbussen, d.h. je- 
der, der kein Rollstuhlfahrer ist, kann 
nur über drei Stufen In den Bus gelan- 
gen! Der Mercedes-Bus ist mit Hubplatt- 
form ungefähr ebenso teuer wie ein Nle- 
derflurbus, obwohl sein Fahrkomfort 
wesentlich geringer Ist. 
Die unten aufgeführten Gruppen führen 
am 6. Oktober in der Innenstadt eine Ak- 
tion durch, wo wir einer breiten Öffent- 
lichkeit diese Problematik nahe bringen 
wollen. Wir brauchen dazu die Unter- 
stützung der mitbetroffenen Senioren 
und Eltern. 

Juni 88 

Zeitung der 
Demokratischen 

Lesben- und 
Schwul en- 

Initiative (DeiSI) 

2. Tagung "Psychosoziale Aspekte 

der Homosexualität" in Karl-Marx- 

Stadt <Wie geht's weiter?> ••• 

Lesben, Schwule und sozialisti- 

scher Humanismus ••• Homose- 

xualität und Sexualerziehung - The- 

sen • •• Homosexuelle Gruppen - 

das Kreuz der Kirche? 
...u.v.a.m. 

Homosexualität IN PER DDR 

Probeheft gegen DM 4,~ In Briefmarken bei Dom Rosa, c/o 
Bea Trampenau, Oelkarsallee 9,2000 Hamberg 50 

U nsere Bitte an Sie: Wenn möglich, un- 
terstützen Sie unsere Aktion durch Teil- 
nahme. Schreiben Sie uns zumindest 
zurück, ob Ihre Organisation oder Ihr 
Verband das Anliegen unterstützt, da- 
mit wir uns darauf berufen können. 
Vorbesprechungstermin für die Aktion 
am 8. Oktober 1988: 7. September 
1988,19 Uhr in der Pfennigparade, Bar- 
lachstr.28, im Clubraum I 
— AKB (Arbeitskreis Behinderte im 
Münchener Bildungswerk) 
— Aktion Lichtblick e.V. 
— Aktionsgemeinschaft der Angehöri- 
gen psychisch,Kranker 
— AK bei den GRÜNEN / ALM: Behin- 
dert selbstbestimmt leben 
— CeBeeF — München e.V: 
— Evangelische Jugend München 
— Flott e.V. (Hilfe für Mobilitäts- 
Behinderte) 
— INTEG München (Reichsbund) 
— Lebenshilfe München 
— VIF e.V. (Vereinigung Integrations- 
förderung) 
Uwe Frehse (089/502 33 52) 

Im Kittchen 

ist kein 

Zimmer frei 

Ladendiebstahl lohnt sich nicht — aber 
Betrugl 
Wenn schon, so wird sich ein37jähriger 
Rollstuhlfahrer gedacht haben, die Ar- 
chitektenzunft es einfach nicht fertig- 
bringt, behlndertanfreundlich zu pla- 
nen, dann sollen sie wenigstens selber 
Schuld haben. Kurz entschlossen Initi- 
ierte der Lübecker, der eine Rund um- 
die-Uhr-Pflege benötigt, einen 
schwunghaften Handel mit Unterhal- 
tungselektronik, Videobändern und 
-kassetten, ohne für die bezogene Ware 
jemals einen Pfennig,,abzudrücken". 
Die Staatsanwaltschaft kam ihm auf die 
Schliche, zog ihn vor den Kadi, wo er im 
April 1986 wegen Betruges in 27 und 
versuchten Betruges in 3 Fällen über 
drei Jahre Knast aufgebrummt bekam. 
Seither rotiert allerdings Schleswig- 
Holsteins Justiz: Der Vollzug scheiterte 
bisher an den ,.geeigneten baulichen 
Voraussetzungen". In diesen Wochen 
wurde jetzt zwar doch noch ’ne Zelle 
ausbaldowert, nun hakt es aber woan- 
ders — es fehlt am geeigneten Pflege- 
personal! Den Gegner mit dessen eige- 
nen Waffen schlagen — so einfach ist 
das alsol 

4- 
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Grüne Moral 

Der Heidelberger Grüne Michael Ge- 
bing soll aus seiner Partei ausgeschlos- 
sen werden. Gebing, seit einem Autoun- 
fall 1976 an den Rollstuhl gefesselt, hat 
eine Filipina geheiratet, weil er sich von 
ihr — anders als von den seiner Ansicht 
nach allzu karrieresüchtigen deutschen 
Frauen — als ,,Mann und Mensch“ ak- 
zeptiert fühlt. „Nicht neue Männer, 
neue Frauen braucht das Land“, ver- 
kündet der Heidelberger und gründete 
die Ehevermittlungs-Agentur ,,Partner 
Service International", um mit dem Im- 
port weiterer Filipinas den bodenständi- 
gen Emanzen Paroli zu bieten. Die Hei- 
delberger Grünen sehen darin den 
,,Grundsatz von der Gleichstellung von 
Mann und Frau“ verletzt. 

Kommentar: 
Der vorstehende Text stammt aus einer 
jungen Ausgabe des Wochenmagazins 
,,Stern“ und steht im Zusammenhang 
mit anderen Beispielen grüner (Un)Mo- 
ral. Das Redaktionsteam will damit na- 
türlich den GRÜNEN mal wiedervor den 
Karren pissen, etwa so: Seht euch mal 
die Unmoral der GRÜNEN an, einen 
Menschen unter Druck zu setzen, der 
doch wegen seiner Behinderung gar 
keine andere Möglichkeit hat, als sich ei- 
ne Frau {mehr oder weniger bar) zu kau- 
fen. 
M ichael Gebing selber fi ndet d ie Konse- 
quenz der GRÜNEN übrigens auch ab- 
lehnungswürdig. Er will sich mit allen 
Mitteln gegen einen Parteiausschluß 
wehren. 
Vor Jahren hatte es schon einmal eine 
Frauen-Import-Initiative in den Reihen 
der Krautheimer Behinderten-Selbst- 
hilfe gegeben. Dagegen sind Behinder- 
te aus der Bewegung heftig angegan- 
gen. Peinlich, das der besagte Michael 
Gebing selbst lange Zeit regelmäßig bei 
den Treffen der Bewegung anwesend 
war. 
Entweder istdieÜberzeugungskraft der 
Bewegung wenig tragfähig oder der 
Verstand Michael Gebings. 
Wenn er für sich eine Partnerin von den 
Philippinen wählt, ist das zunächst sei- 
ne Sache. Wenn jemand jedoch Ge- 
schäfte dadurch machen will, daß er die 
Not zweierdiskriminierter Gruppen aus- 
beutet, kann das nurauf vehemente Kri- 
tik stoßen. 
Die Heidelberger GRÜNEN begründen 
ihre Ausschlußinitiative mit jeder Menge 
diskriminierender Äußerungen Mi- 
chaelsund wollen sich auch nicht davon 
beeinflussen lassen, daß Michael be- 
hindert ist. Hoffen wir's. 

Vorankündigung und 

Einladung 

15 Jahre 

CeBeeF Tübingen 

Liebe Freunde und Freundinnen im 
Land! 
Am Wochenende7.-9. Oktober 1988 fei- 
ern wir unser ISjähriges Bestehen und 
laden Euch heute schon herzlich dazu 
ein. 
Die Attraktion dieser Feier ist das 
MÜNCHNER CRÜPPELCABARET 
(MCC), das am Freitag, 7, Okt. um 20 
U hr im großen Saal des LTT(Landesthe- 
ater Tübingen) mit seinem neuen Pro- 
gramm auftritt. 
Am Samstag, 8. Okt. haben wir bis jetzt 
folgendes Programm vorgesehen: 
— Tag der offenen Tür in unserer Hand- 
weberei mit Laden 
— Bunter Nachmittag fü r Kinder und Er- 
wachsene mit verschiedenen Attraktio- 
nen, Rollstuhlparcours, Bewirtung, In- 
formationen, Gesprächen... Bei schö- 
nem Wetter vor unserem Clubraum, bei 

schlechtem in der Mensa, 50 m von un- 
serem Clubraum entfernt 
— Ein, ,Spektakel-U rnzug“ ‘ du rch die In- 
nenstadt Tü bingens (die auch so schon 
sehenswert ist) 
— Kabarett, Musik- und Tanzabend mif 
Multi-Media-Schau zum Jubiläum der 
Mensa. 
Am Sonntag ist Ausklang mit einem 
Frühschoppen im Clubraum des 
CeBeeF. 
Wir würden uns freuen, wenn auch Ihr 
dazu kommen würdet. Wir haben auch 
einen Austausch über unsere und Eue- 
re Clu barbeit vorgesehen. Denn obwohl 
wir zum ,,Jubiliäum" ein solch großes 
Programm geplant haben, sind wirdoch 
ein recht kleiner Haufen und viele von 
uns mehr mit dem Überlebenskampf 
der Handweberei als mit der,,Clubar- 
beit“ beschäftigt. 
Für Übernachtung müßt Ihr selbst sor- 
gen, in der DJ H Tübingen sind rollstuhl- 
gerechte Betten reserviert, Ihr könnt 
Euch direkt dort an melden. 
Für die Vorbereitungsgruppe Michael 
Klemm 

7400 Tübingen 

Nauklerstr. 20 
Tel. 07071/26969 
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Geistig behindert 

und Liebe? 

Hilfen statt Zwang 

Der Diskussionsentwurf zur Novellie- 
rung des Vormundschafts- und Pfleg- 
schaftsrechtes, den eine Arbeitsgruppe 
des Bundesjustizministeriums vor eini- 
gen Wochen vorlegte, hat zu vielen Dis- 
kussionen um die Sexualität geistigbe- 
hinderter Menschen geführt. Die Vor- 
schläge des Entwurfes umfassen näm- 
lich auch Gedanken zur Sterilisation 
sogn. einwilligungsunfähiger Geistig- 
behinderter. ,,die randschau“ berichte- 
te mehrfach dazu. 
In allen Diskussionen wird klar, daß es 
beim Ungang mit der Sexualität geistig- 
behinderter Menschen zu einer Fülle 
vonZwangsmaBnahmen Dritter kommt. 
Das ist besonders problematisch, weil 
die Behinderten in der Regel von diesen 
Dritten stark abhängig sind. 
Traditionell ist die zwangsweise Ge- 
schlechtertrennung Behinderter. Diese 
Verhütungsmethode kommt jedoch im- 
mer stärker unter Druck. 
Aus vielen Beweggründen werden die 
Einrichtungen, in denen Geistigbehin- 
derte wohnen und arbeiten, immer offe- 
ner. Damit ist sexueller Kontakt zwi- 
schen den Betroffenen nicht mehr aus- 
zuschließen. Viele moderne Einrichtun- 
gen und EÜern fördern diese Kontakte 
sogar. Docn selbst diese wollen eines 
nicht: Nachwuchs. 
Die betroffenen Behinderten machen 
die gewünschten Verhütungen oft nicht 
mit. Manchmal well sie dazu nicht in der 
Lage sind, manchmal weil sie sich ein 
Kind wünschen. 
Die beliebteste Problemlösung heute ist 
die Sterilisation geistigbehinderter 
Mädchen und Frauen,der diese mehr 
oder weniger freiwillig zustimmen, 
wenn überhaupt. 
Sehrgefragtsind im Falle einer Schwan- 
gerschaft bei Geistigbehinderten Ab- 
treibungen, auch wieder mehr oder we- 
niger freiwillige. 
Kommt es trotz dieser Vorbeugungen 
dennoch zur Geburt, ist die zwangswei- 
se Trennung von Mutter und Kind die 
Regel. Das geht sehr rasch, wenn Ju- 
gendamt und Vormundschaftsgericht 
sich einig sind. 
Bestrebungen, die die betroffenen Be- 
hinderten ernst nehmen und sich zur Lö- 
sung von Notfällen Mühe machen, sind 
in der Bundesrepublik selten. Über sol- 
che Hilfestellungen in unserem Lande 
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Kurzerhand nahm der Richter 

behinderten Eltern Kind weg 

Beim ersten Kind ging alles seinen 
bürokratischen Gang, Für die Behör- 
den war es keine Frage, daß die gei- 
stig behinderte Hannelore K. und ihr 
Ehemann Wolfgang überfordert wä- 
ren, ihre Tochter Manuela großzuzie- 
hen. Gleich nach der Geburt des Kin- 
des beantragte das Jugendamt in Ber- 
lin-Neukölln erfolgreich bei Gericht, 
dem Vater das „Personensorgerecht'* 
zu entziehen. Wolfgang K., der an ver- 
antwortlicher Stelle in einer Behin- 
dertenwerkstatt arbeitet, stand wegen 
einer seelischen Erkrankung zehn 
Jahre lang unter Pflegschaft. Im Jahr 
1985 wurde die sogenannte Gebrech- 
lichkeits-FTlegschaft aufgehoben. Die- 
se Umstände reichten dem zuständi- 
gen Amtsrichter Schröder aus, Herrn 
K. als „geistig schwer behindert“ zu 
bezeichnen. Manuela wurde den El- 
tern weggenommen und zu Pflegeel- 
tern ins Bundesgebiet gebracht. 

Kaum jemand würde noch groß 
nachdenken über die Entscheidung 
des Vormundschaftsrichters, wenn 
nicht am 13. Mai dieses Jahres die 
zweite Tochter der Familie K., Fran- 
ziska. zur Welt gekommen wäre. Jetzt 
wählte Hannelore K. eine andere Kli- 
nik aus, weil sie sich bei der ersten 
Entbindung von Ärzten und Schwe- 
stern alleingelassen fühlte. Und da es 
Komplikationen gab, mußte die 35jäh- 
rige diesmal schon vor dem errechne- 
ten Entbindungstermin in die Klinik. 
Ärzte, Schwestern und Krankenhaus- 
psychologin konnten sich also Zeit 
nehmen für ihre Patientin. 

„Sie trauten uns zu, daß wir das 
Kind versorgen können“, sagt Frau K. 
„Wir hatten uns sehr auf die Geburt 
vorbereitet." Gemeinsam mit anderen 
Eltern besuchte das Ehepaar zwei 
Säuglingspflegekurse. So heißt es 
zehn Tage nach Franziskas Geburt im 
Stationsprotokoll: „Frau K. hat ihr Ba- 
by gebadet, ihr Mann hat dabei zuge- 
schaut. Es klappt sehr gut. Die Stim- 
mung ist fröhlich,“ Weiter steht da. die 
Mutter kümmere sich „Tag und Nacht 
selbständig“ um das Kind, und der 
Vater helfe nach Kräften. 

Schwestern und Ärzte erlebten al- 
lerdings auch die Angst der Eltern, Ju- 
gendamt und Gericht könnten ihnen 
nun die zweite Tochter wegnehmen. 
So gaben die Ärzte dem Jugendamt zu 
verstehen, mit entsprechender Unter- 
stützung seien die Eheleute K. sehr 
wohl in der Lage, für ihr Kind zu sor- 
gen. An den nach wie vor zuständigen 

Vormundschaftsrichter Schröder 
schrieben die Mediziner, die Eltern lit- 
ten sehr unter der Trennung von ih- 
rem ersten Kind. Sie seien durchaus 
bereit, für die Pflege und Erziehung 
von Franziska „Anleitung anzuneh- 
men". Diesmal, so schlugen die Ärzte 
dem Richter vor, solle ein Weg ge- 
sucht werden, damit Eltern und Kind 
zusammenbleiben konnten. 

Vormundschaftsrichter Schröder be- 
raumte eine Anhörung im Kranken- 
haus an. Dort zeigte sich der Jurist 
verärgert darüber, daß der Vertreter 
des Jugendamts sich nicht stehendes 
Fußes bereit erklärte, den Antrag auf 
Entzug des Sorgerechts zu stellen. Die 
Rechtsanwältin von Herrn K, erinnert 
sich noch an den grimmigen Ausruf 
des Richters: „Ich kann auch alleine!*' 
Tatsächlich entzog der Vormund- 
schaftsrichter dem Vater per Eilent- 
scheidung das Sorgerecht und machte 
seinem Unmut sogar in der schriftli- 
chen Begründung Luft, Dort steht: „Im 
Verlaufe der Schwangerschaft ist es 
den ptern gelungen, die Solidarität 
der Ärzteschaft und Pflegekräfte des 
Krankenhauses Neukölln zu gewin- 
nen sowie durch den dadurch erzeug- 
ten Druck das Jugendamt von der 
Stellung von entsprechenden Anträ- 
gen abzuhalten." Per Gerichtsvollzie- 
her wurde der Säugling prompt aus 
der Klinik abgeholt und in ein Heim 
gebracht. Das Jugendamt Neukölln, 
das nunmehr die Auffassung von 
Richter Schröder teilt, hat längst Pfle- 
geeltern gesucht und gefunden. 

Inzwischen legte die Anwältin Jutta 
Hohmann beim Berliner Landgericht 
Beschwerde gegen die Entscheidung 
des Vormundschaftsrichters ein, 
Schließlich hat sich in Kiel ein Wohn- 
heim für geistig behinderte Mütter 
und ihre Kinder gefunden, das zu- 
nächst Frau K. und die Tochter Fran- 
ziska, zu Beginn des kommenden Jah- 
res aber auch Herrn K. aufnehmen 
kann. Auf Initiative des Berliner .Ab- 
geordneten der Alternativen Liste 
(,AL), Michael Eggert, selbst körperbe- 
hindert, hat das Berliner Parlament 
vor kurzem einstimmig beschlossen, 
geistig behinderte Eltern sollten nach 
dänischem Vorbild ermutigt und un- 
terstützt werden, wenn sie ihr Kind 
selbst großziehen wollen, Künftig will 
man zusätzliche Hilfe zu Hause, in 
Wohngemeinschaften oder falls nötig 
auch in Wohnheimen ermöglichen. 

BIRGIT LOFF (Berlin) 
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werden wirin der nächsten Ausgabe be- 
richten. Fü rsie wird es inZukunft zuneh- 
menden Bedarf geben. 
Auch weil sich in der Rechtsprechung 
einiges tut. Durch glückliche Umstände 
ist ein Fall von Zwangstrennung öffent- 
lich geworden. Die Frankfurter Rund- 
schau berichtete in ihrer Ausgabe vom 
19. Juli 1988 wie auf der nächsten Seite 
nachgedruckt. Am 25. August kamen 
dann indieser Sache sehr hoffnungsvol- 
le neue Meldungen. Das Landgericht 
Berlin hatte danach die Entscheidung 
des Vormundschaftsrichters wieder 
aufgehoben und den Eltern ihr Kind zu- 
rückgegeben. Die Begründung zumUr- 
teil kann weitreichende Folgen haben. 
Geistige Behinderung allein wird als 
Trennungsbegründung nicht zugelas- 
sen. Laut Grundgesetz stehen ,,Ehe 
und Familie unter dem besonderen 
Schutz des Staates“, unterstrich das 
Gericht, das gelte für alle Bundesbür- 
ger: „Die bloße Erwägung, daß minder- 
begabte Eltern ihren Kindern nicht die- 
selben Entwicklungsmöglichkeiten bie- 
ten können wie normal begabte Eltern, 
läßt eine Ausnahme von diesem, den 
Naturgegebenheiten Rechnung tragen- 
den Grundsatz nicht zu“. Würden gei- 
stig behinderte Mütter und Väter von 
vornherein vom Zusammenleben mit ih- 
ren Kindern ausgeschlossen, ,,wäre 
auch die Würde des Menschen angeta- 
stet“. 
Der Leiter des Jugendamtes Berlin- 
Neukölln, FredDiegel, bezeichnete die- 
se Entscheidung als „irrig“. Er sei über- 
zeugt, daß ,,die Eheleute das Kind na- 
türlich auf Dauer nicht behalten kön- 
nen“. Beiden wenigen Hilfen, diedieser 

Zur schwedischen Lösung drucken wir 
ein Referat von Karl Grünewald ab, das 
dieser im November 1987 auf dem Kon- 
greß der GRÜNEN in Köln ,,Selbstbe- 
stimmung Behinderter heute“ hielt. Zu- 
sätzlich die Nachfrage Diskussion zu 
diesem Referat. Karl Grünewald ist seit 
vielen Jahren international als Experte 
fü r diese Fragen im Dienste der U NO tä- 
tig. Er schlägt eine sehr liberal erschei- 
nende Verhütung vor Aufklärung. 

Verhütung 

in 

Schweden 

Karl Grünewald 

Während der zwanziger und dreißiger 
Jahre schrieben Wissenschaftler viel 
und ausgiebig darüber, daß die Bevöl- 
kerung der westlichen Welt dümmer 
und dü mmer werden wü rde, weil die we- 
niger Begabten mehr und mehr Kinder 

in die Welt setzen und diese immer län- 
ger leben. 
Heiratsverbot und Sterilisation sollte 
diese Entwicklung verhindern. Obwohl 
aber diese Praxis während der fünfziger 
Jahre aufhörte, so wurde die Anzahl gei- 
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stig Behinderter trotzdem weniger, so 
daß wir heute in Skandinavien die ge- 
ringste Rate geistig Behinderter in der 
ganzen Welt haben. Gieichzeitig stieg 
der Intelligenzquotient unserer Kinder 
von 10 auf 14, verglichen mit den dreißi- 
ger Jahren. 
Zwischen 1915 und 1925 führten viele 
Staaten in den USA Sterilisationsgeset- 
ze ein, Deutschland 1933 und Schwe- 
den ein Jahr danach. Diese richteten 
sich besonders — aber nicht nur — ge- 
gen geistig Behinderte. 
In einem eugenischen Enthusiasmus 
wollte man die,,physiologische Dumm- 
heit" beseitigen. 
Die Dynastien mit vielen Schwachbe- 
gabten Kindern sollten ein für alle mal 
,, abgeschafft“ werden—i n der Tat häu- 
fig die Ärmsten der Gesellschaft. Die In- 
sassen der Anstalten und Internats- 
schulen sollten ihre Freiheit wiederer- 
langen — zum Preis ihrer Fertilität. 
Zwischen 1942 und 1951 wurden, verg- 
lichen mit allen Ländern der Welt, in 
Schweden die meisten geistig Behin- 
derten sterilisiert, gerechnet per Kopf 
und Einwohner. 1946 wurden 60% der 
Mädchen, die von den Internatsschulen 
fürgeistig Behinderte entlassen worden 
waren, sterilisiert. 
Praktisch hörte man Ende der fünfziger 
Jahre damit auf, sich des Sterilisations- 
gesetzes zu bedienen. Trotzdem aber 
sterilisierte man noch in den letzten 10 
Jahren des Gesetzes bis 1975 ca. 15 
geistig Behinderte per Jahr aufgrund 
von eugenischer Indikation. 
1975 wurde ein neues Sterilisationsge- 
setz eingeführt. Dieses besagt, daß je- 

der Staatsangehörige, der das 25. Le- 
bensjahr vollendet hat, sich auf eigenen 
Wunsch sterilisieren lassen kann. Der- 
jenige, der zwischen 18 und 25 Jahren 
alt ist, kann sich sterilisieren lassen, 
wenn: — ein hohes Risiko für eine 
schwere Krankheit oder Mißbil-dung bei 
dem Kind zu enwarten ist, oder wenn — 
eine Schwangerschaft eine Gefahr für 
das Leben oderdieGesundheit der Mut- 
ter bedeutet, oder — bei einer Ge- 
schlechtsumwandlung. 
Die Sterilisation darf nicht durchgeführt 
werden, ohne daß der/die Betroffene 
sorgfältig über die Art des Eingriffs und 
die Folgen informiert wurde und andere 
Möglichkeiten zur Schwangerschafts- 
verhütung dargelegt wurden. 
Die Anzahl der Sterilisationen stieg auf 
10.248 fü r das J ahr 1980. Danach ist die 
Rate auf 6937 im Jahr 1986 gesunken. 
Es ist vor allem die Zahlder sterilisierten 
Männer, die abgenommen hat. 1986 
machten sie 22% der gesamten Sterili- 
sierungen aus. Die Zahl der Personen 
unter 25 Jahren ist während aller Jahre 
gering gewesen, 1986 waren es 6. 
Bei 98% der Fälle liegt die Motivation fü r 
eine Sterilisation in dem Wunsch nach 
Antikonzeption. 
Von den statistischen Daten läßt sich 
selbstverständlich nicht entnehmen, 
welche und wieviele zu den geistig Be- 
hinderten zu rechnen sind. Aufgrund ei- 
ner eigenen Umfrage in Schweden, läßt 
sich eine überraschend geringe Anzahl 
vermuten, vielleicht nur ca. 10 jedes 
Jahr von den ca. 7000 Sterilisierungen. 
Im Sterilisationsgesetz kommt zum 
Ausdruck, daß die geistig Behinderten 

die gleichen Rechte wie alle anderen 
schwedischen Bürger haben, so weit 
man das ermöglichen kann. Die Alters- 
grenze von 25 Jahren hat man gesetzt 
mit Rücksicht auf die notwendige intel- 
lektuelle, emotionale und sexuelle Ent- 
wicklung bei denen, die sich sterilisie- 
ren lassen wollen. 
Viele geistig Behinderte haben die Vor- 
aussetzung dafür, selbst darüber be- 
stimmen zu können, genau wie alle an- 
deren Menschen. Solchen, die diese 
Voraussetzungen nicht von Anfang an 
haben, kann mit viel Geduld und guter 
Pädagogik dazu verholten werden, zu 
verstehen, was eine Sterilisation bedeu- 
tet und welche Folgen der Eingriff mit 
sich bringt. In allen diesen fällen hat der 
geistig behinderte volle rechtliche Ent- 
scheidungsfreiheit. Ein Vormund oder 
Eltern haben dabei kein Mitsprache- 
recht. EsistnurdaseineEntscheidende 
notwendig — der geistig Behinderte 
muß verstehen, worum es geht. Dabei 
ist es der Arzt, der den Eingriff vor- 
nimmt, der dies beurteilen muß. Hat der 
Arzt Zweifel, soll ein Psychologe oder 
ein Psychiater herangezogen werden. 
Wir haben in unseren Vorschriften be- 
schrieben, wie eine solche Information 
gegeben werden sollte: auf leicht ver- 
ständliche Art und mit einfachen Worten 
— und dies mehrmals. Bei jeder Gele- 
genheit sollte nur einige wenige Aspek- 
te behandelt werden und beim nächsten 
Treffen wieder aufgenommen werden. 
Die betroffene Person sollte dabei auch 
über alternative Verhütungsmittel infor- 
miert werden. 
Unter den geistig Behinderten gibt es 
natürlich auch solche, die ihren Ent- 
schluß, sich sterilisieren zu lassen, aus- 
drücken können, trotzdem aber nicht 
,,erlernen“ können, die Folgen und In- 
halt des Einglffs zu verstehen. Dieses 
betrifft in der Regel die mässig Behin- 
derten. Solche Personen dürfen nicht 
sterilisiert werden. Und natürlich auch 
nicht die schwer- oder schwerstgeistig 
Behinderten. 
Dasselbe Prinzip gilt im übrigen für die 
Abtreibung: Sie darf nur unternommen 
werden, wenn die betreffende Frau es 
selbst will und versteht, worum es geht. 
Die einzige Möglichkeit eine Abtreibung 
bei einer Frau durchzuführen, die auf- 
grund ihres psychischen Zustands es 
nicht selbst beantragen kann, ist die, 
wenn eine Abtreibung wegen Lebens- 
gefahr oder Beeinträchtigung der Ge- 
sundheit notwendig ist. Dieses wird als 
,,Notrecht" bezeichnet. 
Nach Inkraftreten des Abtreibungspara- 
graphen von 1974 kritisierte man diesen 
Punkt. Man äußerte den Verdacht, 
schwangere Frauen, die nicht rechts- 
kräftig waren, würden diskriminiert. Wir 
finden es jedoch wichtiger, daß ein Ein- 
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griff in den menschlichen Körper nie- 
mals ohne die Zustimmung des Betrof- 
fenen durchgeführt werden darf. Die 
Entwicklung seit 1974 hat gezeigt, daß 
es äußerst selten vorkommt, daß eine 
rechtsunfähige Frau schwanger wird — 
und wenn es vorkommt — die Indikation 
für das,.Notrecht“ vorliegt. Man erach- 
tet nämlich das Trauma, ein Kind zu ge- 
bären, als zu groß für eine solche Frau. 
Wir können das gleiche Resultat der 
Entwicklung für die geistig Behinderten 
in der Frage der Sterilisation beobach- 
ten: Während der ersten Jahre nach In- 
krafttreten des Gesetzes schrieben Psy- 
chiater und Eltern viel darüber und be- 
klagten sich, daß man schwer geistig 
Behinderte nicht mehr sterilisieren 
darf.Aber Dank des durchgeführten Se- 
xualunterrichts, der sozialen Betreuung 
und alternativen Verhütungsmittel for- 
dert man heute keine Sterilisation mehr 
in solchen Fällen. 

WOHNEN 

UND 

ARBEITEN 

Zunächst etwas zur Wohn- und Be- 
schäftgungssituation geistig Behinder- 
ter in Schweden. 
Unterbringung geistig behinderter Er- 
wachsener (ab 20 Jahre) in Schweden 
1986 
im Elternhaus 6.723 26,0% 
in eigener Wohnung 4.606 18,0% 
in anderen Familien 345 1,4% 
in Wohngruppen 6.111 24,0% 
in Pflegeheimen 7.268 29,0% 
in anderen 
Unterbringungen 387 1,5% 
Gesamtzahl 25.440 

Beschäftigung geistig behinderter 
Erwachsener 1986 
Berufsschule 463 1,8% 
Beschäftigungszentrum 
bei Einrichtungen 6.007 24,0% 
Beschäftigungszentrum für 
Bewohner des offenen 
Wohnbereichs 10.238 40,0% 
Beschützte Arbeit 1.897 7,5% 
Gewöhnliche Arbeit 1.676 6,6% 
Andere Aktivitäten 1.486 6,0% 
Unzureichende 
Beschäftigung(*1) 3.673 14,0% 
Gesamtzahl 25.440 
(* 1) Weniger als drei Stunden regelmä- 
ßiger und vorgepianter Beschäftigung 
an fünf Tagen der Woche. 

Behinderte, die in der eigenen Woh- 
nung wohnen, erhalten in der Regel ir- 
gendeine Form von Betreuung, 
Eine Wohngruppe besteht im Durch- 
schnitt aus 4-5 Personen in einem Haus 
oder einer Wohnung. Auch schwer gei- 

stig Behinderte wohnen in Wohngrup- 
pen. Esexistiert ein Aufnahmeverbot für 
Pflegeheime. Nach dem Gesetz sollen 
alle Anstalten sukzessiv abgeschafft 
werden. Nach demselben Gesetz ha- 
ben alle geistig behinderten Erwachse- 
nen das Recht auf einen Platz in einer 
solchen Wohngruppe und ebenso das 

Wachsens Kinder haben und daß es 
heutzutage besonders schwierig ist, 
Kinder zu erziehen und gute Eltern zu 
sein. Gleichermaßen versucht man ein 
positives Behindertenbewußtsein zu 
schaffe n,um—wennmöglich—zu ver- 
hindern, daß man sich Kinder als eine 
Art von Kompensation anschafft. 

Recht auf tägliche Arbeit (Beschäfti- 
gung). Sie können dies auch vor Gericht 
einklagen. 

SOZIALES NETZWERK 

— Sexualunterricht und 

soziale,, Fürsorge“ 

Das beste Mittel, eine unenwünschte 
Schwangerschaft zu verhindern, ist ei- 
ne systematische Sexualerziehung und 
eine funktionierende soziale Betreu- 
ung, Sexualunterriehl bekommen alle 
geistig behinderten Kinder und Jugend- 
liche, die,,verstehen“ können. Geistig- 
behinderte besuchen die Schule etwa 
bis zum 20. Lebensjahr. In der Schule 
wird auch individueller Unterricht gege- 
ben und Instruktionen für diejenigen, 
die Verhütungsmittel benutzen. Man 
spricht viel über die Voraussetzungen, 
zusammen mit einem Partner leben zu 
können und darüber, daß nicht alle Er- 

Geistigbehinderte Erwachsene erhal- 
ten dieselbe Beratung in den Gruppen- 
wohnungen oder in ihren eigenen VVoh- 
nungen. Es gibt allerdings immer einige 
Personen, die am Spezialunterricht teit- 
genommen haben, aberunter allen Um- 
ständen behaupten, sie seien genauso 
wie alle anderen und könnten selbst mit 
den Problemen fertig werden. 
Die geistig Behinderten, die Kinder be- 
kommen, gehören fast immer zu den 
leicht geistig Behinderten. Sie haben in 
der Regel einen IQ zwischen 60 70. Sie 
sind meistens in der Lage selbständig 
miteinem Partnerzu wohnen, brauchen 
aber häufig soziale Betreuung. Sie ar- 
beiten häufig in einer beschützten 
Werkstatt oder haben eine normale Ar- 
beit. DieseGruppe macht etwa 20% der 
geistig Behinderten aus. Die geistig be- 
hinderten Frauen, die Kinder bekom- 
men haben (in 80% der Fälle bleibt es 
bei einem Kind), wohnen zu etwa 50% 
mit einem geistig behinderten Mann zu- 
sammen, zu 50% miteinem nichtbehin- 
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derten Mann, sofern sie nicht allein oder 
mit einer anderen Frau zusammenwoh- 
nen. die geistig behinderten Männer 
wohnen nur sehr selten mit einer nicht- 
behinderten Frau zusammen. 
Ende der siebziger Jahre wurden in 
Stockholm mit 1,5 Millionen Einwoh- 
nern in einem Zeitraum von7Jahren8,7 
Kinder pro Jahr geboren, von denen 
mindestens ein Elternteil behindert war. 
Zum Vergleich: 
Normal begabte gebären ca. 17.000 Kin- 
der pro Jahr in Stockholm. Etwa 25% 
der Kinder von geistig Behinderten wur- 
den in Verwahrung genommen und in 
Pflegefamilien aufgenommen. Ca. 6- 
8% dieser Kinder wurden selbst geistig 
Behinderte. 
Schlußsatz: Man sollte geistg Behinder- 
ten, ohne ihre persönliche Integrität zu 
kränken, davon abraten, sich Kinder an- 
zuschaffen. Dies erfordert eine syste- 
matische Sexualerziehung (Unterricht) 
und eine gute soziale Betreuung, ein so- 
ziales Netzwerk. In Schweden haben 
geistig Behinderte niemals zuvor so we- 
nige Kinder geboren, wie während der 
letzten Jahre. 

Nachtragediskuss»®'’ 

Frage ist, wie wird das Notrecht gefaßt? 
Nach welchen Kriterien kann eine Frau 
auch ohne ihre Zustimmung sterilisert 
werden oder eine Abtreibung vorge- 
nommen werden, und wer entscheidet 
dies? 
G: Die Entscheidung über einen Ab- 
bruch Hegt ganz allein beim Arzt, der 
den Eingriff macht. Hat die Frau einen 
Vormund, so muß dieser seine Zustim- 
mung dazugeben. Wieviele dieser Fälle 
es gibt, weiß ich nicht, es gibt keineStati- 
stik darüber. 
Aber meine Umfragen in Krankenhäu- 
sern und bei Ärzten haben ergeben, daß 
die Zahl sehr, sehr gering sein muß. 

Aber ganz ausgeschlossen ist doch die 
Sterilisation zwanghafter Art geistig be- 
hinderte Männer und Frauen ohne de- 
ren Einwilligung. Die gibt es nicht. 
G: Nein, die gibt es absolut nicht, da gilt 
kein Notrecht. 

Aber noch einmal zum Notrecht — es 
gibt doch Situationen, in denen der Arzt 
entscheidet, es ist richtig, öderes ist not- 
wendig, daß diese Frau kein Kind be- 
kommt. Wird dann sterilisiert oder wird 
dann ein Abbruch gemacht? 
G: Sehen Sie, wenn es zum Abbruch 
kommt, dann nur, weil die Frau in wirkli- 
cher Gefahr ist. Aber bei/vor einer Steri- 
lisation befindet sich die Frau nicht in ei- 
ner wirklichen Gefahr, da kann das No- 
trecht dann auch nicht greifen. 

((Die Diskussionsleiterin bittet nun, zum 
Referat Nachfragen zu stellen, wovon 
lebhaft und bis zum Abendessen Ge- 
brauch gemacht wird:)) 

Sie haben gesagt, nur selten werden 
rechtsunfählge Frauen schwanger, und 
wenn sie schwanger werden, dann 
greift das Notrecht. Das ist natürlich ei- 
ne problematische Formulierung. Die 

Sie haben gesagt, unter drei Bedingun- 
gen kann eine 18-25 jährige Person ste- 
rilisiert werden. Die eine Bedingung 
war, daß ein sehr hohes Risiko für eine 
schwere Krankheit oder Behinderung 
des Kindes besteht. Ist dies nicht eine 
sehr gefährliche Formulierung, die als 
eugenische Indikation interpretiert wer- 
den kann? Wie wird damit umgegan- 
gen? 
G: In dem ersten Jahr bekamen wir meh- 
rere Anfragen von Ärzten, diedies prak- 
tizieren wollten. Aber wir fanden die Un- 
tersuchungen zu schlecht. Es handelte 
sich gar nicht um speziell erbliche 
Krankheiten, sondern um allgemeine 
erbliche Krankheiten. Es müssen aber 
ganz spezifische erbliche Krankheiten 
sein. Dies spezifische bedeutet, daß 
man mit 25%iger Sicherheit sagen 
kann, daß diese Krankheit auch wirklich 
eintritt. Wie sie gehört haben, wird diese 
Begründung nur in sechs Fällen pro 
Jahr angewandt. Man muß dies auch im 
Zusammenhang damit sehen, daß die- 
jenigen, die eine vererbbare geistige 
Behinderung haben, immer schwer- 
oderschwerstgeistigbehindert sind. Für 
d iesen Person enkreis kom mt e ine Steri- 
lisation ohnehin nicht in Frage. 

Was geschieht mit diesem Personen- 
kreis? Wie wird verhütet? 
G: Die meistendieser Behinderten brau- 
chen keine Verhütungsmittel. Sie kom- 
men nie in sine Situation, indersieeinen 
Partner treffen oder mit einem Partner 
zusammen sein können, aufgrund der 
Schwere ihrer Behinderung. Anders ist 
es bei den mässig und bei den leicht Be- 
hinderten. Dort werden Verhütungsmit- 
tel angewandt, meist sind es die Eltern 
oder das Personal, das diese verab- 
reicht. Sterilisation ist also erlaubt, aber 
überhaupt nicht populär. 

Bei den Sterilisationen, die bei 18- 
25jährigen durchgeführt werden kön- 
nen, braucht man, wenn ich es richtig 
verstanden habe, auch eine Einwilli- 
gung der betreffenden Person, weil die 
Volljährigkeit dort bereits gegeben ist. 
G: Ja, das stimmt. 

Das bedeutet also, unter 18 Jahren darf 
niemand sterilisiert werden, von 18-25 
kann sich eine Person auf eigenen 
Wunsch sterilisieren lassen, wenn sie 
eine der drei Indikationen erfüllt und ab 
25 Jahre braucht sie keine Begründung 
mehr anzugeben, muß aber über Art 
und Folgendes Eingriffs aufgeklärt wer- 
den. 
G: Exakt. Für die über 25 jährigen gilt 
auch, daß dieÄrzte nicht nach einer Be- 
gründung fragen dürfen. Es ist ein bür- 
gerliches Recht eines jeden, sich für ei- 
ne Sterilisation zu entscheiden. 

Ich würde gern wissen, wie es mit den 
schwer- und schwerstgeistig Behinder- 
ten ist. S ie sagten, daß es in den meisten 
Fällen unmöglich ist, daß eine Schwan- 
gerschaft eintreten kann. Ist das so zu 
verstehen, daß es technisch unmöglich 
ist oder daß sie so gehalten sind, daß sie 
überhaupt keine Chance haben, einen 
anders geschlechtl ichen Partnerzu tref- 
fen? 
G: Die Möglichkeit, einen Partner zu 
treffen, haben alle. Alle unsere Pflege- 
und Wohnheime sind von Frauen und 
Männern bewohnt, wir haben auch kei- 
ne separaten Abteilungen. Es gibt auch 
schwer- und schwerstgeistig Behinder- 
te, die als Paare in Pflegeheimen zu- 
sammenwohnen. In den Wohngruppen 
kommt dies sehr häufig vor. Es ist also 
mehr vom biologischen her zu verste- 
hen, sie sind nicht zeugungs- oder emp- 
fängnisfähig. 

Wie kommt es, daß sich der Prozentsatz 
der geistig Behinderten, die Kinder be- 
kommen, verringert? 
G: DashatmehrereGründe. Erst seit ca. 
20 Jahren sind alle geistig Behinderten 
erfaßt, mit ihren Wünschen und Bedürf- 
nissen. Zweitens erhalten heute alle ei- 
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nen guten Sexualunterricht Es werden 
private, Intime Gespräche (Zweierge- 
spräche) geführt, ob die Person Verhü- 
tungsmittel nehmen möchte oder nicht. 
Man arbeitet an dem BewuBtsein, daB 
man auch ein guter Mitbü rger sein kann, 
ohne Kinder zu haben. 

Ist der Prozentsatz der gebärenden gei- 
stig Behinderten mehr gesunken, als 
der Prozentsatz der gebärenden Nicht- 
behinderten? 
GrOhjal 

Ja, und meine eigentliche Frage Ist, ob 
Geburtenkontrolle als eine,,permanen- 
te Sterilisation" genutzt wird. 
G: In der Praxis sieht es jedenfalls so 
aus, daß die Gruppe der geistig Behin- 
derten von allen Bevölkerungsgruppen 
in Schweden die wenigsten Kinder ge- 
bären. Aber die Praxis zeigt auch, daB 
viele geistig Behinderte Verhütungsmit- 
tel benutzen. Also kann man doch sa- 
gen, wir machen dies alles anstatt Steri- 
lisation, das ist doch eigentliches etwas 
Positives. Eines möchte ich noch sa- 
gen, was über geistig Behinderte her- 
ausgefunden wurde. In Schweden trin- 
ken die geistig Behinderten von allen 
Bevölkerungsgruppen am wenigsten 
Alkohol, und sie werden sehr viel selte- 
ner kriminell. Dies ist ja doch ein Vorur- 
teil, welches man noch immer in Bü- 
chern findet. 

Sie sagten, die Sterilisation ist bei Ärz- 
ten nicht oder nicht mehr populär. Meine 
Frage ist nun, sind Sterilsationen nicht 
mehr populär, weil man weiB, daß 
Schwangerschaften auch anders zu 
verwischen sind, oder ist ein Bewußt- 
seinswandel in den letzten 20 Jahren, 
womit die Rechte der geistig behinder- 
ten Menschen gestiegen sind. Also 
auch das Recht, ein Kind zu bekommen. 
G: Das ist schwer zu sagen, wir machen 
ja mehrere Sachen parallel. Wir haben 
eine bessere soziale Betreuung, wir ha- 
ben bessere Relationen und wir über- 
zeugen die geistig Behinderten mehr 
und mehr, daß Verhütungsmittel besser 
sind als Sterilisation. Welcher von die- 
sen Faktoren der gravierenste ist, kann 
ich nicht sagen. 

Welche Art von Unterstützung kann ei- 
ne geistig beh inderte Frau erwarten, die 
ein Kind bekommt und dies auch be- 
hält? 
G: Dazu haben wir ein Programm ge- 
schrieben, wie man der Frau am besten 
helfen kann. Wenn die Frau sagt, sie will 
das Kind nicht, muß man versuchen, 
das beste daraus zu machen. Das ist In 
Schweden nicht sehr gut gelu ngen. E rst 
haben wir gesagt, daß alle Kinder von 
geistig behinderten Frauen auch gestillt 
werden müssen. Denn das Stillen ist für 

das Kind sehr wichtig. Aber leider wird 
dies sehr selten praktiziert. Oft nimmt 
man das Kind der Mutter weg, es sei 
denn, die Frauen bestehen darauf. Aber 
sie wissen, geistig behinderte Men- 
schen sind sehr leicht zu beeinflussen. 
Ich finde das sehr schlecht, aber es ist 
schwierig, die Ärzte davon zu überzeu- 
gen. Zweitens haben wir gesagt, daß 
Mutter und Kind wenigstens ein paar 
Monate zusammen leben sollen, auch 
wenn das Kind der Mutter weggenom- 
men werden soll. Sie haben ja gehört, 
daß es in etwa 25% der Fälle von der 
Mutter getrennt wird. Die ersten Monate 
sind sehrwichtig für das Kind, es bedeu- 
tet einen biologischen Abschluß der 
Schwangerschaft zu erfahren, keinen 
abrupten. Leider wird auch dies nicht 
praktiziert. Bei den anderen 75%—die, 
die das Kind behalten — ist es gut. Da 
haben wir Programme geschrieben, wie 
man den Frauen hilft. Man lehrt sie, wie 
man ein Kind wickelt, füttert etc. 

Sie haben gesagt, man versucht die gei- 
stig Behinderten zu überzeugen, daß es 
besser ist, keine Kinder zu bekommen. 

Wenn jetzt aber eine geistig behinderte 
Frau sagt, sie möchte dennoch ein Kind, 
was geschieht dann? 
G: Dann muß man diesen Wunsch ak- 
zeptieren. Sie bekommt dann auch jede 
Unterstützung. Hier geht es doch auch 
um das Kind. Hierzu muß ich noch sa- 
gen, daß dies nicht in Wohnheimen oder 
Wohngruppen und absolut nie in Pflege- 
heimen geschieht. Wo dies vorkommt 
ist bei den geistig behinderten Frauen, 
die außerhalb, also in eigenen Wohnun- 
gen leben. Und sehr häufig ist der Mann 
nicht geistig behindert. 

Wer bestimmt, ob die geistig behinderte 
Frau das Kind behält oder nicht? 
G: Das bestimmt die soziale Behörde 
nach dem gewöhnlichen Gesetz. Die 
Mutter hat nicht die Entscheidungs- 
kraft. HIergiltfüralleFrauen das gleiche 
Gesetz. 

Das heißt also, wenn die Mutter das Kind 
selbst mit Unterstützung nicht versor- 
gen kann, kommt es ins Pflegeheim? 
G: Ja, aber nicht nurVersorgung im öko- 
nomischen Sinne. 
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Es gibt oft das Argument, daß man es 
Kindern nicht zumuten kann, eine gei- 
stig behinderte Mutter oder geistig be- 
hinderte Eltern zu haben und daß es bei 
dem Kind zu Entwicklungsstörungen 
kommen kann, weil die Eltern (bzw. die 
Mutter) geistig behindert sind. Gibt es 
dazu Erfahrungen in Schweden, die 
dies bestätigen oder widerlegen? 
(Leider wurdedieseFrage—trotz mehr- 
maliger Intervention — nicht 
richtig verstanden, so daß die Antworten 
in ganz andere Richtungen gingen. Von 
diesen Antworten sollen zwei dennoch 
wiedergegeben werden:) 
G: 1. Von den 75% Kindern, die bei den 
geistig behinderten Eltern leiben, sind 
nur in 6-8% selbst geistig behindert. 
F rü her war d iese ate viel höher, etwa u m 
25%. 
G: 2. Eine sehr wichtige Entwicklung in 
unserer westlichen Welt ist, daß es im- 
mer weniger Kinder gibt, die aufgrund 
der Armut ihrer Eltern geistig retardiert 
sind. Als ich mit meiner Arbeit begann, 
waren etwa die Hälfte der Sonderschü- 
lerinnen Kinder von armen Eltern, die 
nicht genügend gefördert wurden. 

Und gibt es Erfahrungen, daß Kinder 
diskriminiert werden von anderen Kin- 
dern, z.B. in der Schule, weil ihre Eltern 
geistig behindert sind? 
G: Nein, davon habe ich nichts gehört. 
Wissen sie, man sieht es den Kindern 
auch nicht an, sie sehen genauso aus 
wie alle anderen. Es gibt auch viele, die 
sagen, daß diese Mütter ihren Kindern 
eine bessere emotionale Erziehung ge- 
ben als es akademische Mütter tun. 

(Es wird dann eine Frage gestellt, die Dr. 
Grünewald als Frage nach pränataler 
Diagnostik versteht. Er antwortet:) 
G: Das letzte Jahr, aus dem wir etwas 
davon wissen, ist 1964. In dem Jahr wur- 
den 200 Föten abgetrieben nach solch 

einerOiagnostik. Die meisten davon wa- 
ren in Gefahr, geistigbehindert zu wer- 
den. Die Ziffer ist heute höher, aber wie 
hoch, wissen wir nicht. Diejenigen, die 
nach einer pränatalen Diagnostik die 
Nachricht bekommen, daß ihr Kind in 
Gefahr ist, geistig behindert zu werden, 
wollen beinahe immer eine Abtreibung, 

(Im folgenden erläutert Dr. Grünewald, 
daß das natürlich auch damit zusam- 
menhängt, daß denjenigen, die in eine 
Beratung gehen, es nicht egal ist, ob ihr 
Kind behindert sein wird oder nicht, 
sonst würden sie ja nicht zur pränataien 
Diagnostik gehen. In der öffentlichen 
Diskussion wird darauf hingewiesen, 
daß diejenigen, die nicht in Konflikte 
kommen wollen, auch nicht in die Diag- 
nostik gehen sollen.) 
G: In Schweden wird allen Frau über 35 
oder 36, das ist verschieden in verschie- 
denen Bezirken, eine pränatale Diagno- 
stik angeboten, und die meisten sagen 

Im Zweifel 

Herausgeber: 
Bundes Vereinigung 
Lebenshilfe 
für geistig 
Behinderte e. V. 
Marburg 

J etzt ließ die,, Lebenshilfe fü r geistig Be- 
hinderte" die Katze endlich aus dem 
Sack— auch sie ist für die Möglichkeit 
der legalen Sterilisation sogenannter 
einsichtsunfähiger Personen mit der Er- 
satzeinwilligung Dritter. Die Bundesver- 
einigung Lebenshilfe stimmt in einerEr- 
klärung dem Vorschlag des Bundesmi- 
nisters der Justiz zu, die Sterilisation in 
Anlehungan§218 Abs. 1, Z. 2desStraf- 
gesetzbuches zur Abwendung einer 
,,schwerwiegenden Beeinträchtigung 
des körperlichen oder seelischen Ge- 
sundheitszustandes“ zuzulassen. Ab- 
gelehnt wird im Unterschied zum Ent- 
wurf des Justizminislers die genetische 
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,,Ja“. Auch jüngere Frauen können eine 
pränatale DIagnosItk bei Begründung 
bekommen, z. B. wenn sie einen behin- 
derten Vorfahren haben. 

(Nachdem zur Beendigung der Diskus- 
sion aus Zeitgründen aufgerufen wur- 
de, äußert eine Teilnehmerin noch ihr 
Unbehagen:) 
Ich muß ehrlich sagen, daß ich mich et- 
was schockiert und erstaunt zurückleh- 
ne und mich frage, was eigentlich bes- 
ser ist. Ich sages ein bißchen polemisch 
vielleicht, die harte Methode, geistig Be- 
hinderter zwangszusterilisieren, oder... 
ich bin da sehr fasziniert von den ausge- 
klügelten, sehr effektiven präventiven 
Methoden, die in Schweden da in Gang 
gesetzt worden sind... Ich möchte gern 
nochmals darüber reden, über das 
Zwanghafte was in diesem System 
steckt, der Zwang zu r Fre I wi 11 lg keit. Das 
ist wohl zum Prinzip erhoben worden. 
Ich stehe fassungslos davor. 

staatstreu 

,,Lebenshilfe“ für 

Sterilisation ,,Ein- 

willigungsunfähiger‘ ‘ 

Indikation. Der Vorschlag der „Lebens- 
hilfe“ zum entscheidenden § 1905 des 
BGB im Rahmen des geplanten ßetreu- 
ungsgesetzes lautete: 
,,(1) :ln eine Sterilisation des Betreuten, 
in der dieser nicht einwilligen kann, 
kann der Betreuer nur einwilligen, wenn 
1. die Sterilisation dem durch Gestik, 
Gefühlsäußerungen, Gegenwehr und 
ähnlichen Verhaltensweisen geäußer- 
ten natürlichen Willen des Betreuten 
nicht widerspricht, 
2. der Betreute auf Dauer einwilligung- 
sunfähig bleiben wird, 
3. der Betreute das 18,Lebensjahr vol- 
lendet hat, 
4. zu entarten Ist, daßesohnedieSteri- 
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lisation zu einer Schwangerschaft kom- 
men würde, 
5. der Eintritt einer Schwangerschaft 
nicht durch andere zumutbare Mittei 
verhindert werden kann, 
6. anzunehmen ist, daß ein Abbruch der 
Schwangerschaft gern. § 218 a Abs. 1 
StGB nicht strafbar wäre oder daß der 
einwiiiigungsunfähige Betreute auf- 
grund des Schweregrades der Behinde- 
rung, die der Einwilligungsunfähigkeit 
zugrundeliegt, zur Pflege und Erzie- 
hung eines Kindes unfähig wäre und 
dem Betreuten deshalb das elterliche 
Sorgerecht trotz des Vorrangs staatli- 
cher Hilfen vor staatlichen Eingriffen 
(§ 1666 a BGB) (gegen seinen natürli- 
chen Willen) auf Dauer ganz entzogen 
werden müßte, weil nurauf diese Weise 
eine nachhaltige Gefährdung des kör- 
perlichen, geistigen oder seelischen 
Wohls des Kindes verhindert werden 
könnte. 
(2): Die Einwilligung bedarf der Geneh- 
migungdes Vormundschaftsgerichts. 
Die Sterilisation darf erst zwei Wochen 
nach Wirksamkeit der Genehmigung 
durchgeführt werden.“ 
Es lohnt sich, diesen verkleideten Steri- 
lisationsentwurf zweimai zu lesen und 
ihn auf seinen Kern zu reduzieren : Es 
geht um die Fähigkeit zur Kindererzie- 
hung. Damit hat die ,,Lebenshilfe" die 
soziale Variante der verordneten Sterili- 
sation in Gesetzesform gegossen. Wäh- 
rend diese Fürsprecher für geistig Be- 
hinderte die eugenische Indikation un- 
erwähnt lassen möchten, weil sie bevöt- 
kerungspolitische Pläne nicht aus- 
schließen konnten, öffnen sie mit die- 
sem Sprung nach vorn gerade solchen 
Vorstellungen die Tür. 
Voller Widerspruch wie dieser Passus 
auch die Begründung: Ausführlich wird 
betont, eine Wiederholung der national- 
sozialistischen Verbrechen vermeiden 
zu wollen. Die Beschäftigung mit der 
Geschichte habe inzwischen Barrieren 
vor unmenschlichem Handeln aufge- 
richtet. Beide Augen zugedtückt hat die 
,,Lebenshilfe" offensichtlich vordem hi- 
storischen Wissen, daß die bevölke- 
rungspolitischen Strategen die 
Zwangssterilisation vornehmlich als so- 
zialpolitische Waffe verstanden haben 
— gerichtet gegen die ,,einsichtsunfähi- 
gen'Trauen in den Armenvierteln der 
Städte oder—in der modernen Sprache 
— den Trabantensiedlungen. 
Solcherlei Perspektiven weist die „Le- 
benshilfe“ ins Irreale, denn hinter „uns 
liegt... eine mittlerweile vier Jahrzehnte 
währende Demokratie auf der Grundla- 
ge einer Verfassung, die den Anspruch 
erheben kann, die Verwirklichung der 
Menschenrechte zum Leitbild staatli- 
chen Handelns erklärt und damit den 
Weg in den Rechtsstaat bereitet zu ha- 
ben.“ Dieser demokratische Rechts- 
staat hat es allerdings — rechnet man 
die Angaben aus dem Justizministeri- 

u m hoch—zugelassen, daß seit seinem 
Bestehen gut 40.000 Menschen 
zwangssterilisiert wurden.Und es muß 
daran erinnert werden, daß die un- 
menschliche Praxis erst durch einen 
Einbruch in die Räume einer Hambur- 
ger genetischen Beratungsstelle publik 
und debattiert wurden, die ,,Lebenshil- 
fe" bspw. dazu gezwungen werden 
mußte. Woher soll das plötzliche Ver- 
trauen in diese Organisation kommen, 
resultiert deren Glaube an diesen 
Rechtsstaat? Richtungsweisend ist die 
einleitende Aussage in der Begründung 
zum Sterilisations-Entwurf: Die „Le- 
ben sh life (ist) an die geltenden gesetzli- 
chen Grundlagen und an ethisch- 
moralische Handlungsgrundsätze in 
unserer Gesellschaft gebunden.“ 
Staatstreue ist angesagt, Autoritätsbe- 
wuBtsein, das auch den Lebenshilfe- 
Gründer Werner Villinger an Zwangs- 
sterilisation und Mord Aktionen ab 1933 
teilnehmen ließ. 
Und natürlich weiß die ,,Lebenshilfe“ 
um die erschreckende Sterilisations- 
freudigkeit ihrer über hunderttausend 
Mitglieder — sagt dies und macht eine 
Rolle rückwärts: Gerade diese Aus- 
wüchse, dieses massenweise,,Ja“ zur 
Körperverletzung soll durch die be- 
grenzte Legalisierung eingeschränkt 
werden.Das verstehe -angesichts der 
fachlich und zeitlich desolaten Situation 
im Vormundschaftsgericht-Bereich — 
wer will. 
Inzwischen hat bezeichnenderweise 
Prof. Heinz Holzhauer für den deut- 
schen Juristentag ein Gutachten vorge- 
legt, daß die Sterilisation ohne Einwilli- 
gung der Betroffenen (Frau müßte es 
heißen!) erlauben will, wenn damit ver- 
hindert wird, daß ,,als Folge der unter- 
bleibenden Sterilisation ... eine 
Schwangerschaft abgebrochen wür- 
de“. Eines ist sicher: Kinder darf es bei 
,,einsichtsunfähig“ genanriten Perso- 
nen nicht geben — da steht die ,,Le- 
benshilfe“ vor. 

Udo Sierck 

PS: Die40seitige Begründung der,,Le- 
benshilfe“ weist noch weitere beein- 
druckende und verzweifelte Windun- 
gen und Widersprüche auf, aber auch 
Argumente für die Sterilisationsgegner. 
Ausführliche Würdigung sei wegen Re- 
daktionsschluß der ,,randschau“ den 
Interessierten überlassen: BV Lebens- 
hilfe, Postf. 80,3550 Marburg 7. 

Betr.: die Artikel über Arbeit für Behin- 
derte ln Nr. 6/87 u.1/88 

„Hier Theorie — da Praxis. 
Dazwischen ein tiefer Graben." 

DAS kann ich nur zur Beschäftigung 
Schwerbehinderter sagen. 
Die randschau-Nrn. sprechen ganz an- 
ders, als ich es in meinem 2jährigen 
,,Sein“ in einer WfB kennengelernt ha- 
be. 
Dort war — obvirohl eine WfB für geistig 
Behinderte — ARBEITEN das A und O. 
Förderung Behinderter — nein: Forde- 
rung! 
Die Angestellten, fast alle aus dem 
Handwerk. 
(Einen schwer geistig Behinderten 
handwerklich beschäftigen ?l 
Ein Unding — Ausnahmen bestätigen 
wie immer die Regel). 
Aber der Sinn einer WfB sollte ja sein. 
Behinderte aus ihrer Isolation zu lösen, 
sie am Leben teilnehmen zu lassen. 
Besteht das Leben nur aus Arbeiten?! 
Und wenn: also diese stumpfsinnige, 
immer unter Zeitdruck stehende Fabrik- 
arbeit — ob ein Behinderter sich dabei 
wohlfühlt??!! 
Wieder bestätigen Ausnahmen die Re- 
gel —doch Nein—sehr viele geistig Be- 
hinderte waren dort so vorprogram- 
miert, kannten nichts anderes— hatten 
darum und auf Grund ihrer geistigen 
Entwicklung nicht die Fähigkeit zu ver- 
gleichen. 
Ja, und das wird staatlich ausgenutzt: 
Rechtslosigkeit! — Und von wegen, es 
sei kein Geld da. 
Fürteure Maschinen, die sich nurrentie- 
ren, wenn sie konstant bedient werden 
(... von Schwerbehinderten), istGeldda. 
Füreinenfürjeweil 12 Behinderte anwe- 
senden Handwerker, der nach dem 
Schnellkursus Gruppenleiter ist. 
Was ist übrigens dieses Neueste: ein Ar- 
beitspädagoge? 
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Einer, der sagt: losschneller?l?t?l 
Und aus eigener Erfahrung weiß ich, 
daß ein Behinderter, der etwas leistet, 
gehalten wird, Förderung?! —, damit 
die 30 % erwirtschaftet werden. 
Die Angestellten brauchen janichtzuar- 
belten, obwohl sie aus dem Handwerk 
kommen — brauchen nur eintragen, 
wer von den behinderten fehlt, Urlaubs- 
schein, Bestellschein (für Material), ei- 
nem Behinderten auf derToilette behilf- 
lich sein, eine Krankmeldung — das al- 
les nimmt abwechselnd höchstens zwei 
Stunden in Anspruch. 

Die Idee wurde auf der Nicaragua- und 
Kuba-Reise im Frühjahr dieses Jahres 
geboren: Statt von der Solidarität zu re- 
den und dann Tourist zu bleiben, sollte 

GESELLSCHAFT 

INTERNATIONALE 

SOLIDARITÄT 

BEHINDERTER 

(GISBe)e.V. 

eine Form gefunden werden, die mög- 
lichst bald handfeste Unterstützung bie- 

^4- 

Die Fabrikarbeit leisten, das brauchen 
die ja nicht, auch wenn die unter Zeit- 
druck steht — wie schön, daß das Wort 
sozial ein Fremdwort ist. Und das alles 
bei geistig Behinderten, die nur mit den 
Augen begreifen — und die sollen sich 
wohlfühlen. 
,,Geschäftsunfähige stehen rechtlich 
den unter7jährigen gleich" — arbeiten 
können die aber, vor allen Dingen It. 
Gruppenleiter, oder Zentrale aller 
staatl. WfBs, wie Envachsene. 
Mit freundlichem Gruß 
Gerhild Greßhöner 

GISBe e.V. 

ten sollte. Das war ein wesentlicher Ge- 
danke bei der Gründung der ,,Gesell- 
schaft Internationale Solidarität Behin- 
derter“ (GISBe), die inzwischen als Ver- 
ein eingetragen ist. 
Die Gründungsmitgliederlnnen kom- 
men alle aus dem Kreis der Krüppel-und 
Behinderteninitiativen sowie aus der In- 
formationsstelle Lateinamerika. Nach 
ihren Vorstellungen soll es Zweck der 
GISBe sein. Einzelpersonen, Initiativen 
oder Organisationen aus dem In- und 
Ausland, die für ein selbstbestimmtes 
Leben behinderter Menschen eintreten, 
miteinander InKontaktzu bringen. Über 

den Erfahrungsaustausch im persönli- 
chen Bereich und dem gegenseitigen 
Kennenlernen der länderspezifischen 
sozialen, ökonomischen und politi- 
schen Bedingungen hinaus soll in Ab- 
sprache mit den Betroffenen auch ge- 
genseitige materielle undfinanzielle U n- 
terstützung geboten werden. Darüber 
hinaus soll zu einer Sensibilisierung ge- 
genüber den Problemen, aber auch 
dem Vorbildlichen der jeweiligen Völker 
im Zusammenleben mit behinderten 
Menschen beigetragen werden. 
Soweit die in der Satzung formulierten 
Arbeitsansätze der GISBe. Aber was 
heißt das jetzt konkret? Recht einfach 
fällt die U nterstü tzungstätigkeit dort, wo 
es— wie in Nicaragua- an Rollstühlen, 
Handtüchern, Ersatzteilen für Nähma- 
schinen oder Büchern in Punktschrift 
mangelt (vergl. randschau 2/88). Dies 
fehlt (wie Geld) an allen Ecken, es läßt 
sich in der BRD sammeln und—so ist es 
geplant — per Schiff verfrachten. Aus- 
gediente brauchbare oder überzählige 
Hilfsmittel hat wohl jede/r Krüppel/frau 
in der Schublade oder sonstwo. Schwie- 
rigwird es allerdings dort, wo— wie An- 
dreas Jürgens schreibt — „die Gefahr 
(beste ht), daß d u rch d lese ausländische 
Hilfe genau die Unselbständigkeit der 
Behinderten wieder importiert wird", 
die die Initiativen vor Ort bekämpfen, 
,,dies jedenfalls dann, wenn vor allem 
Reha-Zentren und andere Sonderein- 
richtungen gefördert werden, statt 
Selbsthilfeprojekte". 
Letztlich müßte es heißen, daß Hilferufe 
für eine völlig darniederliegende Son- 
derschule in Nicaragua abgelehnt wer- 
den müssen, weil sie den angestrebten 
gemeinsamen Vorstellungen von einem 
selbstbestimmten Leben nicht entspre- 
chen. Was ist aber mit einer Finanzsprit- 
ze an eine Selbsthilfe-Organisation, die 
unabhängig von der Verwendung des 
Geldes — etwa wie auf Kuba erlebt — 
den staatlich betriebenen Ausbau von 
Behindertenwerkstätten ganz famos 
findet und darin absolut keine Tenden- 
zen der Aussonderung entdecken kann, 
gleichzeitig aber immerhin die Forde- 
rung nach mehr Mobilität, nachmehr 
Mitsprache auf ihre Fahnen geheftet 
hat; wann ist die Linie überschritten, wo 
der allseits bekannte, alles besser- wis- 
sende Bundesdeutsche — mit bestem 
Gewissen, versteht sich—sich Bahnen 
bricht? Diesem Dilemma wird im Einzel- 
fall nicht zu entfliehen sein, aber gerade 
der Austausch der Erfahrungen und Po- 
sitionen scheint hier dringend geboten. 
In diesem Zusammenhang muß darauf 
verwiesen werden, daß in den letzten 
Jahren auch innerhalb der professionel- 
len Behindertenpädagogik sich der 
Blick gen Afrika oder Lateinamerika 
wendet: Ein neues Betätigengsfeld wird 
gesucht, wo die,.Segnungen der Zivili- 
sation" noch als Heilsversprechungen 
gepriesen werden können. Und dieser 
Blick sucht nur sehr selten nach neuem 

Noch’n Verein? 
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Wissen, weil der alte Weg als Irrtum ge- 
sehen wird, sondern nach neuen Objek- 
ten, die missionarisch behandelt und 
beratschlagt werden müssen.Dieses 
Spiel nicht mitzumachen, muß die Basis 
der GISBe sein — ansonsten hätte sie 
von Anfang an und zu Recht verloren. 
Es bleibt eine andere selbstkritische 
Frage: Wen zu Hause der Frust packt, 
den zieht es in die Ferne, ist die GISBe 
also ein Indiz fü r eine Resignation in der 
Behindertenbewegung—jahrelang ab- 
gezappelt und immer noch kein Auf- 
stand, jahrelang Reden geschwungen 
und immer noch nicht Bundeskanzler? 
Dieser Gedanke ist noch nichtgründlich 
aufgearbeitet; es erscheint allerdings 
unwahrscheinlich, daß sich die bisheri- 
gen GISBe-Leute aus ihren übrigen Ak- 
tivitäten ausklinken. Diesem Ziel soll es 
dienen, daß die GISBe keinen Venwal- 
tungsapparat aufbaut, sondern eher 
koordinierend wirkt, Kontakte zu ent- 
wicklungspolitischen Arbeitskreisen 
hält, sich dort zu Wort meldet. D ie Aktivi- 
täten sollen nicht beim Vorstand hän- 
genbleiben, sondern dezentral vor Ort 
angezettelt werden. 
Natürlich freut sich die GISBe über jede 
undjeden,dieoderderinderGISBemit- 
arbeitenoder Mitglied werden möchten! 
Über die Arbeit der GISBe, die Entwick- 
lung und die Aktivitäten, die natürlich 
nicht auf Nicaragua beschränkt bleiben 
sollen, wird in der „randschau“ regel- 
mäßig berichtet. 

Udo Sierck 

Weitere Informationen; GISBe 
c/o Natl Radtke / Udo Sierck 
Borselstr.15 
2000 Hamburg 50 
Konto: Postgiroaml Hamburg 
Udo Sierck/ Sonderkonto 
Kto.-Nr. 36593-202 

Projekt vom ,,Autonom 

Leben“ 

CAFE 

Wenn es nach dem ,,Hamburger 
Abendblatt" — der Zeitung für den ab- 
gesicherten Bürger aus dem Hause 
Springer — geht, dann ist Hamburg um 
eineAttraktion reicher: Seit Anfang Juni 
ist das Röpers-Hof-Cafe in Hamburg- 
Othmarschen eröffnet. Die Begeiste- 
rung über die angebotenen Kuchen, 
Speisen, Getränke oder Eisbecher ist 
allerdings allgemein: Neben den Gä- 
sten aus dem noblen Stadtteil Othmar- 
schensitzen die etwas bunteren aus der 
alternativen Szene, schon jetzt gilt das 
Cafe bei älteren Besuchern als beliebter 
T reffpunkt. Diesen Effektwolltendie Be- 
treiber auch erreichen, keines von den 
vielen Cafes schaffen, in denen alle Leu- 
tegleich aussehen und über gleiches re- 
den. 
Die Beratungsstelle „Autonom Leben", 
der Inhaber des Cafes, hofft, mit dieser 
Initiative auch Anstöße in ähnliche Rich- 
tungen in anderen Städten zu bieten. 
Die Voraussetzungen dürften ebenso 
anderenorts gegeben sein. 

Der Röpers-Hof 

Um das Jahr 1660 kam die Bauernfami- 
lie Röper in das damals vielleicht aus 10 
Häusern bestehende Dorf Othmar- 

schen. Der erste Hof an der heutigen 
Stelle brannte 1759 ab. Schon zwei Mo- 
nate später stand das Gebäude so, wie 
es die Cafe-Besucher heute bestaunen. 
Der Wirtschaftsteil ist in der üblichen 
Bauweise mit einer großen Diele und ei- 
nem quer dazu liegenden Fleet ange- 
legt. Anstatt des häufig vorgekomme- 
nen kleinen Wohnteils wurde hier ein 
zweistöckiges Querhaus vorgesetzt. 
Der Röperhof gehörte stets zu den 
schönsten und größten Höfen der Elb- 
vororte, jetzt ist er einer der letzten. Seit 
1983 wurde das Gebäude vom „Verein 
zur Erhaltung des Röperhofes“ restau- 
riert, um es vordem Verfall zu schützen 
und zu neuem Leben zu erwecken. In 
dieserSituation begann dieZusammen- 
arbeit mit,,Autonom Leben", einer Be- 
ratungsstelle von behinderten Men- 
schen, die zeigen will, daß Behinderte 
selbstbestimmt mitteninderStadt leben 
und arbeiten können. 

Das Cafe-Projekt 

Mit dem als Modellprojekt geltenden 
Cafe wurden vier Arbeitsplätze für be- 
hinderte Mitarbeiter — 2 Frauen und 2 
Männer — eingerichtet. Dabei arbeiten 
3 Leute dreißig Stunden in der Woche 
und bekommen dafür etwa 1300.— 
Mark ausgezahlt, bei derfür20 Stunden 
ausgeschriebenen Stelle ist der Lohn 
entsprechend geringer. Von diesen 
Lohnkosten übernimmt das Arbeitsamt 
im ersten Jahr 80%, im zweiten Jahr 
noch 70% sowie zuletzt im dritten Jahr 
60%. Gleichzeitig wird eine nichtbehin- 
derte Mitarbeiterin im ersten Jahr vollfi- 
nanziert. 
Ermöglicht wurde das Cafe-Projekt 
durch die Finanzspritze der Behörde für 
Arbeit, J ugend und Soziales(BAJS), die 
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227.000 DM für Umbaumaßnahmen 
und Einrichtungsgegenstände bereits- 
stellte — eine zunächst beeindrucken- 
de Summe, die aber angesichts der be- 
hindertenfreundlichen Toiletten, Ram- 
pen, Kücheneinrichtungen oder des 
Geschäftsautos neben der Grundaus- 
stattung eines solchen Betriebes zu 
knapp bemessen ist. Die Eröffnung ge- 
lang so nur wegen ungezählter Arbeits- 
stunden von Bekannten und FeundlN- 
Nen. Von der Summe der BAJS gelten 
20.000.— Mark als Darlehen, das nach 
dreiJahren in Raten zurückgezahlt wer- 
den muß. 
Der Bes itzer des Cafes ist d ie BAJ S, der 
Inhaber aber,, Autonom Leben", in des- 
sen Besitz das Cafe in zehn Jahren 

Interview mit Nati 

vom 

übergeht. Träger des Cafes ist eine 
GmbH, in der,.Autonom Leben” den 
einzigen Gesellschafter stellt (was bei 
gemeinnützigen Vereinen möglich ist). 
Für diese GmbH hat „Autonom Leben“ 
zwei Geschäftsführerinnen eingesetzt, 
die gleichzeitig im Cafe arbeiten. 
So sehen in groben Zügen die struktu- 
rellen und finanziellen Ausgangsposi- 
tionen fü r das Cafe aus. Wer dazu noch 
Fragen hat oder — was noch empfeh- 
lenswerter ist—ein ganz normales aber 
anderes Cafe besuchen will, sollte sich 
die Anschrift merken und einfach mal 
vorbeischauen: Röpers-Hof-Cafe, 
Agathe-Lasch-Weg 2, 2000 Hamburg 
52, Tel. 040/8811200 

Udo Sierck 

Radtke 

RÖp®**' 

Hol'Cate 

dr: Du warst jahrelang in der Krüppelbe- 
wegung, in der Frauenkrüppelbewe- 
gung aktiv. Warum der Schritt zum Ca- 
fe? 

Nati Radtke: Ich habeseitJahrengegen 
Isolation, Verachtung oder Aussonde- 
rung behinderter Menschen gekämpft 
und die Idee vom selbstbestimmten Le- 
ben, vom selbstbewußten behinderten 
Individuum dagegengesetzt. In unseren 
theoretischen Modellen ist das alles 
ganz klar. In der Realität erlebe ich be- 
hinderte Frauen und Männer als ver- 

schreckt und angepaßt. Ich persönlich 
will einfach sehen und erfahren, wie un- 
sere Ideen in der Praxis, in der Arbeit 
aussehen, bestehen oder scheitern und 
entsprechend geändert werden müs- 
sen. 

dr: Wie sind die ersten Erfahrungen? 

NR: Wir sind alle ohne Erfahrung im Ga- 
stronomiebetrieb, in Buchhaltung, Ma- 
nagement usw. Wir mußten alle,, ins kal- 
te Wasser springen“ und mit unseren 
ganz unterschiedlichen Voraussetzun- 

gen den Laden schmeißen. Daß das ge- 
lungen ist, hat dazu beigetragen, daß so 
etwas wie ein Gruppenzusammenhang 
unter Krüppeln entstanden ist oder ent- 
steht. Dazu kam bei uns auch die Unsi- 
cherheit, wie die Gäste auf Behinderte 
reagieren würden. Was statt des be- 
fürchteten Erschreckens und der gan- 
zen üblichen herablassenden Folgere- 
aktionen passiert, ist eher Venwunde- 
rung bis hin zurBewunderung über das, 
was wir hier machen. Das haben sie sich 
eben vorher nicht vorstellen können. 

dr: Ihr seid ein Betrieb, der ökonomisch 
kalkulieren muß. Verträgt sich das mit 
dem Ansatz: Arbeit für behinderte Be- 
schäftigte hat Vorrang vor Leistungsfä- 
higkeit? 

NR: Natürlich haben wir knallharten 
Druck — wenn eine bestimmte Summe 
im Monat nicht feinkommt, gehen wir 
pleite und können dichtmachen. Dieses 
Wissen führt jetzt in der Anfangsphase 
dazu, daß einige von uns 60 Stunden 
und mehr in der Woche arbeiten, auch 
um auszugleichen, was andere auf- 
grund körperlicher oder psychischer 
Gegebenheiten, die eben akzeptier 
werden, nicht leisten können. Auf Dauer 
geht das nicht, wir arbeiten jetzt schon 
mit Aushilfskräften. 

dr: Wieso hat die Behörde das Projekt 
unterstützt? 

NR: „Autonom Leben“ ist in Hamburg 
inzvffisohen recht bekannt und hat einen 
guten Ruf. Daserklärt die Zustimmung 
auf unser Anliegen, zeigt aber auch, daß 
für engagierte behinderte Leute etwas 
zu holen ist. Die Skepsis hier in Ham- 
burg während der Bauphase ist in der 
BAJS jetzt fast in Stolz auf das Projekt 
umgeschlagen. Da sind Folgeprojekte 
denkbar — es fehlen nur die mutigen 
Krüppel/frauen...! 

dn Wo bleibt der Anspruch der enga- 
gierten behindertenpolitischen Arbeit? 

NR:Dasistfürmichebenmehralskluge 
Artikel schreiben oder Funktionen zu er- 
obern. Das soll hier kein Behinderten- 
Cafe se i n, sonde rn ein Angebot fü r jede- 
frau und jederman. Niemand wird mit 
Krüppelpolitik bombadiert. Esgibt Inder 
Speisekarte den Hinweis auf die Idee 
unddasWirken vom,,Autonom Leben“, 
die Anfragen dort sind auch auffallend 
gestiegen. Wir wollen zunächst Ar- 
beitsplätze schaffen, die möglichst 
selbstbestimmtorganisiert werden. Das 
heißtfür mich nicht, daß nur noch Cafe- 
Betrieb ansteht. Und noch etwas ist 
wichtig: Das Cafe hat offenbar den Ef- 
fekt, daß Leute ihre Oma oder den be- 
hinderten Onkel „ausgraben" und un- 
ter's Volk bringen, weilsiesich hier trau- 
en, aufzukreuzen. 

'IS 



Scene die randsthau 

Sterbehilfe 

Zwei Deutsche Gesellschaf- 
ten und die Sterbehilfe 
DGSP gegen DGHS und um- 
gekehrt 
Die Deutsche Gesellschaft für Soziale 
Psychiatrie (DGSP) setzt den Wider- 

stand Behinderter gegen die Sterbehel- 
fer vom Schlage Hackethals und Atrotts 
mit anderen Mitteln fort. 
Wie berichtet hat sie Strafanzeige ge- 
gen die Sterbehilfe Organisation, die 
Deutsche Gesellschaft für Humanes 
Sterben, erstattet. Der erste Sterbehel- 
fer der Nation, DGHS-Präsident Hans 
Henning Atrott, kennt sich auf diesem 

spezialisierten Organisation für Suicid 
und den ,Erlösungstod' lebensunwer- 
ten Lebens entwickelt“ „Die DGHS 
braucht für den Einsatz ihrer Zyankali- 
Boten und die Vermarktung ihrer 
Schausuicide in der Boulevard presse 
den eindeutig todeswilligen Behinder- 
ten. Ambivalenzen, Stimmungs- 
schwankungen, wie sie jede wirkliche 
Lebenskrise begleiten, sind ihr uner- 
träglich. Sofälschtsieskrupellosdie Le- 
bensgeschichte ihrer Opfer, deren le- 
benswiliige, hoffnungsvolle Seite 
kommt nicht vor. In der Berichterstat- 
tung der DGHS werden diese Men- 
schen auf eine Existenz als .lebender 
Kopf, ,lebender Leichnam' etc. redu- 
ziert.“ So isses! 
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Felde gut aus. Immerhin rühmt er sich 
damit, daß seine Gesellschaft 60.000 
DM für Rechtsstreitigkeiten im Jahres- 
etat bereithält. Wer ihm zu dumm 
kommt hat, paaf, eine Unterlassungs- 
klage am Hals. Diese ansonsten wirksa- 
me, weil kostenträchtige Strategie ist 
jüngst gründlich daneben gegangen: 
Die DGSP hatte nämlich bei ihrer Öffent- 
lichkeitsarbeit mit einer solchen Unter- 
lassungsklage gerechnet und bei Ge- 
richt eine Schutzschrift mit zahlreichen 
Dokumenten hinterlegt. Als die DGHS 
versuchte mit einer einfachen eides- 

stattlichen Versicherung eine einstwei- 
lige Verfügung ohne mündliche Ver- 
handlung gegen die DGSP erreichen zu 
können, versagte sich das Gericht und 
lud zur mündlichen Verhandlung. 
In dieser Verhandlung lehnte das Ge- 
richt den Antrag der Sterbehelfer in al- 
len Punkten ab. Das Material der DGSP 
war so umfassend und gründlich, daß 
sie die Äußerung aufrechterhalten 
kann, die den Streit entfachte: ,,Unter 
dem Deckmantel der Gemeinnützigkeit 
(sie ist der DGHS inzwischen aberkannt 
worden) hat sich dieser Verein zu einer 

Lebenshilfe und 

Sterbehilfe 

Da hafs den Macherinnen der 
„Lebenshilfe-Zeitung“ offenbar die 
Schuhe ausgezogen: Auf ihren kriti- 
schen Beitrag zu den um sich greifen- 
den Sterbehilfe-Kampagnen, wie sie ein 
Hackthal oder Atrott von der DGHS wi- 
derlich inszenieren, reagierte die Mit- 
gliederschaft der,,Bundesvereinigung 
Lebenshilfe für geistig Behinderte" mit 
einer Briefflut, deren Inhalte zu publizie- 
ren die Redaktion nicht verantworten 
wollte. 

Der Eltern-Tenor war die Meinung, mit 
der Ablehnung der Sterbehilfe „sei den 
Menschen, die heute leiden, nicht ge- 
holfen. Schwere Behinderung, geistige 
Behinderung könne... sehr wohl auslö- 
sender Beweggrund für aktive Sterbe- 
hilfesein.“ 
Die Redaktion der LHZ rückte statt der 
Leserbriefe eine Kommentierung der 
Euthanasie-Wünsche ins Blatt, wies 
jegliche einseitige Verknüpfung von Be- 
hinderung als auslösenden Faktor für 
die Beendigung vom Leben zurück und 
forderte zur verstärkten Diskussion auf. 
Ein heilsamer Schreck über das Be- 
wußtsein der Lebenshilfe-Basis? 
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Provinz-Posse 

in der Weitstadt Beriin 

Die Berliner Behinderten haben an De- 
monstrationen ja schon einiges zu We- 
ge gebracht. So kleinere StraBen- 
Blockaden gehören schon zur Routine. 
Dennoch—so hören wir klagen —, .kön- 
nen wir gar nicht soviel demonstrieren, 
wiedie da oben ScheiBebauen“. Von ei- 
ner sehr klugen Demonstration sei hier 
berichtet: 

Der Berliner Club ,,Cocas“ — Club für 
Behinderte und Nichtbehinderte — ist 
heute einerderhandgreiflichen Art. Ent- 
schlossen und phantasievoll istderClub 
nun ein uraltes Problem angegangen: 
Die baulichen Barrieren für Rollstuhl- 
fahrerinnen. 
Was passierte, das faBt das Flugblatt 
zur Aktion zusammen: 

— Mobilität für Behinderte — 

In Berlin leben ca. 10.000 Menschen im 
Rollstuhll Das ist jeder 200. Bürger die- 
ser Stadt. — Aber: Seit Jahren werden 
wir Menschen im Rollstuhl immer wie- 
der überall durch Stufen behindert und 
vom täglichen Leben ausgeschlossen! 

Die Verantwortlichen dieser Stadt se- 
hen tatenlos zu! Der Senat meint zwar, 
das Problem erkanntzu haben, aber von 
der Erkenntnis alleine werden bauliche 
Hindernisse nicht beseitigt! 
Und Kirchen, Banken, Theater usw. 
scheinen uns noch nicht einmal be- 
merkt zu haben! 
Unsere Geduld ist zuendel — TATEN 
STATT WARTEN! 

Wenn es niemand anders für uns tut, 
müssen Schwerstbehinderte eben 
selbst zur ZementkeIle greifen und rüh- 
renl 

Wir handeln ! — unbürokratisch und 
schnell — in Selbsthilfe — weil wir die 
Rampen heute brauchen und nicht erst 
in 20 Jahren... 
Wir haben diese Rampe selbst gebauti 
150,-DM und ca. 3 Stunden Zelt! Mehr 
hat uns diese Rampe nicht gekosteti 
Immer wieder wird uns vorgehalten, roll- 
stu higerechtes Bauen sei ja soooooteu- 
erund schwierig! Hier haben wir das Ge- 
gentlel bewiesen! 
Für 150,— DM haben wir ein Ärztehaus 
mit 7 Praxen für alle Menschen im Roll- 
stuhl leichter erreichbar gemacht! 
Für 1.500,— DM könnten ganz schnell 
und unbürokratisch 10 einzelne Stufen 
beseitigt werden! 
Es hilft nichts, zu warten— Es helfen nur 
Taten! 
Alle privaten Geschäftsleute, alle Re- 
staurantbesitzer, alle Verantwortlichen 
bei Banken, Apotheken, Kinos, Bädern, 
Kirchen, Supermärkten usw...sollten 
unsere Initiative als Anregung aufneh- 
men! Und natürlich unser Senat für alle 
seine Gebäude, Parks und Plätze.. 

Wir kommen nicht in Geschäfte hinein, 
nicht in Kirchen und Postämter, in Ki- 
nos, Banken und Arztpraxen. 
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Schauen Sie alle bitte einmal vor Ihre 
Türe! Und wenn sich davor 1 oder2 Stu- 
fen befinden — dann sollten Sie diese 
bitte beseitigen! Mit ca. 12 Säcke Ze- 
ment für ca. 150,— DMI 
Erst dann haben wir ein wirksames Pro- 
gramm ,,Behindertenfreundliches Ber- 
lin“. Das diesbezügliche Senatspro- 
gramm steht bisher nur auf dem Papier! 
(Fürdie Rampe am EingangdesGebäu- 
des zur Senatsbauverwaltung wurden 4 
Jahre benötigt!) 
Bel uns Ist die 1. Rampe fertig! Weitere 
Rampen werden folgen! 
Menschen Im Rollstuhl rühren selbst 
den Zement an! 
Ist das die von Herrn Senator Fink pro- 
pagierte Selbsthilfe??? 
Diese Rampe hier ist 14 cm hoch, 2,2 m 
lang und 1,5 m breit. Wir haben die DIN 
18024—Bauen fürBehinderte—einge- 
halten. Diese Rampe hat eine Steigung 
von nur6%. 
Eine Baugenehmigung hat sie nicht. Sie 
ist da! Sie Ist ab sofort von allen Men- 
schen nutzbar! 
Papiere sind uns wurscht. Papiere er- 
stellt der Senat seitJahren! Wirerstellen 
Rampen! 
TATEN STATT WARTEN! 
W en n S ie unsere A ktione n u nte rslü tzen 
wollen: Postgiroamt Berlin, Sonderkon- 
to U. Lehmann, KtoNr. 503059-103, 
1000 Berlin 20 

NACHSPIEL 

Die Rampe zum Ärztehaus steht haute 
noch. Ermutigt von diesem Erfolg statte- 
ten Berliner Behinderte am 16.7.88 er- 
neuteine Stufe mit einer Rampe aus, die 
des Kinos,,Ufa-Palast“ am Kurfürsten- 
damm. Die Resonanz der Samstags- 
Einkauf-Bürgerschaft war umwerfend. 
Im Nu waren die 2000 Flugblätter ver- 
griffen und dafür 400,— DM Spenden 
für weitere Rampen gesammelt. 
Die Polizei—wie immer bei unseren Ak- 
tionen — war zutiefst verunsichert und 
lieB sich gar zu der Frage hinreißen, ob 
das denn legal sei mit der Rampe. Auf 
das k nap pe „ N atü rl Ic h, H err Wachtm ei- 
ster“ zog sie wieder ab. Sie kam aller- 
dings — von oben belehrt—bald wieder 
und forderte die Personalien der Betei- 
ligten. Bärbel Reichelt, eine der Organi- 
satorinnen, bedauert, daß die Chance 
vertan wurde, sich festnehmen zu las- 
sen. Zu schnell begannen einige, sich 
auszuweisen. Wie hätte — andernfalls 
— die Polizei wohl die mehr als 25 Roll- 
stuhlfahrerinnen abgeführt? 
Die Rampe vor dem Ufa-Palast wurde 
lOTagealt, dann hatten die Tiefbau Be- 
amten des Bezirksamtes Charlotten- 
burg zugeschlagen. Die Rampe sei un- 
sinnig, da Rollstuhlfahrer ja schon aus 
feuerpolizeilichen Gründen nicht in das 
Kino dürften. 

Glücklicherweise hatte sich die,,Öffent- 
liche Meinung“ — sprich Medien — 
schon auf die Seite der Rollstuhlhand- 
werkerschaft geschlagen, und manch 
Politiker roch — angesichts des kom- 
menden Kommunalwahlkampfes in 
Berlin-Lorbeer wachsen. Besonders 
Staatssekretär Hasinger, der uns viel- 
leicht als Nachfolger des jetzigen So- 
zialsenators Fink begegnen wird, legte 
sich für die Betroffenen inäZeug. Bei ei- 
nem Ortstermin Anfang August gab es 
großen Presserummel und danach das 
Versprechen: Die Rampe kommt wieder 
her. 
Erleichtert beschlossen die nun noch ki- 
nofreudigeren Behinderten bis dahin er- 
stmal ins gegenüberliegende Kino, 
,,Gloria-Palast“, zu gehen. Loriots 
,,Ödipussi“ lud zum Lachen, doch dazu 

Scene ■ die raitdscfiau 

kam es nicht. Der Kino Besitzer tat näm- 
lich kund, zu einem Lichtspielbesuch 
seiesdreiTagezuspät.DieBauaufsicht 
habe angewiesen, daß rollstuhlbenut- 
zende Menschen in Zukunft nur noch 
dann ein Kino besuchen dürfen, wenn 
dieses feuerpolizeilich dazu geeignet 
ist. Das heißt Einige Stühle raus, Pläne 
erstellen lassen, Antrag bei der Venwal- 
tung stellen undGebühren zahlen. Wel- 
cher Kinobesitzer wird das wohl ohne 
Zwang tun? 
Zur Bezirksverordneten-Versammlung 
Chariottenburg zogen daraufhin 14 
Rollstuhlfahrerinnen, als der entspre- 
chende Tagesordnu ngspun kt angesagt 
war, Ergebnis: Die Rampen vor den Ki- 
nos können zwar gebaut werden, aber 
die Rollstuhlfahrenden dü rfen allenfalls 
Karten kaufen. Feuerpolizeilich korrekt. 
Mehr ist nichtl Oder? Lothar Sandfort 

SCHULE 

Uc/o Sierck 

Im unterfränkischen Leidersbach darf 
ein blinder Junge mit Schulbeginn im 
Herbst 88 die Grundschule besuchen. 
Das ist das Ergebnis langjähriger elterli- 
cher Bemühungen, die vom bayeri- 
schen Blindenbund und einigen Abge- 
ordneten des Landtages In München 
unterstützt wurden. In der Regelschule 
wird jetzt für 10.000 Mark ein spezielles 
Schreibgerät zur Umsetzung der Blin- 
denschrift angeschafft, zwei Lehrerin- 
nen lernen Blindenschrift, hinzu kommt 
eine pädagogische Kraft und für6 Stun- 
den in der Woche ein Blindenlehrer. Ot- 
to Meyer von der CSU, stellvertretender 
Vorsitzender im Kulturausschuß, warn- 
te allerdings davor, hier einen Präze- 
denzfall sehen zu wollen, weil das die 
spezialisierten Blindenschulen ,,ad ab- 
surdum führen würde“. 

Integration II 

Gegen den erklärten Willen aller vor Ort 
Beteiligten hat das hessische Kultusmi- 
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ln den USA 

Ist alles besser? 

die randschau  

nisterium es untersagt, daß zwei als gei- 
stig behindert geltende Kinder im Sep- 
tember die Integrationsklasse besu- 
chen dü rfen. Beide sollen stattdessen in. 
d ie Sonderachu te, obwohl sie schon län- 
ger gute Erfahrungen im regulären Kin- 
dergarten gemacht haben. Zur Begrün- 
dung führte Ministeriumssprecher Wal- 
ter Sieben aus, daß die Kinder,, intellek- 
tuell nicht angemessen gefördert“ wer- 
den. Die Eltern empfinden die Ablehung 
als ,,unmenschliche Entscheidung“ 
und kündigten weitere Proteste an. Die 
Fraktion der GRÜNEN will den Fall in 
den Landtag bringen und die Eltern bei 
einer möglichen Klage unterstützen. 

Integration III 

ln Dortmund zieht jetzt eine gesamte 
Sonderschule neben eine Grundschu- 
le. Die Eltern der Grundschüler hatten 
dagegen Front gemacht: Sie fürchteten 
umdie,,körperliche Unversehrtheit“ ih- 
rer Zöglinge, wenn die mit den Sonder- 
schülern den Pausenhof teilen müßten. 
Sie sahen Schlägereien und Diebstähle 
voraus. Die Venwaltungsrichter in Gel- 
senkirchen fanden das plausibel und 
plädierten für einen Zaun in der Schul- 
hofmitte. Die Eltern verwahrten sich 
strikt gegen den Vonvurf der gezielten 
Ghettoisierung: ,,Integration ja, aber 
nicht auf dem Rücken unserer Kinder" 
meinte ein Vater... Der Rat der Stadt be- 
schloß jetztdie Aneinanderlegung der 
Schulen mit einem Kompromiß — die 
Pausenzeiten der beiden Schulen wer- 
den so versetzt, daß die Kinder sich 
nicht begegnen können. Weil auch bei 
dieser Regelung ein ,,Restrisiko“ be- 
stehe, kündigten die Grundschuleltern 
die Einlegung weiterer Rechtsmittel an. 

Integration IV 

Vor den vergangenen Bürgerschafts- 
wahlen vom Hamburger Sozialsenator 
aus dar Taufe gehoben, schwindet der 
groß angekündigte Integrationsplan für 
die städtischen Kindertagesstätten 
selbst im wolkenverhangenen Hambug 
wie Eis in der Sonne. Die Stadt mit der 
starken Elternbewegung gegen Aus- 
sonderung wollte wenigstens einmal im 
,,Norden die Nr.1" sein und dafür ihre 
23 Sondertagesheime auflösen, die be- 
hinderten Kinder wohnortnah in 120 Re- 
geleinrichtungen ab August 1988 auf- 
nehmen; Neuaufnahmen in Sonderta- 
gesheimen sollte es nicht mehr geben, 
diese Einrichtungen gingen demnach 
für das Jahr 1991 ihrer Schließung ent- 
gegen. 
Die Umsetzungsvorschläge mit GroB- 
gruppen von 20 Kindern und 2 Erziehe- 
rinnen a 30 Stunden sowiemit unklaren 

Die studentischen Selbsthilfe- 
Initiativen waren wieder aktiv. Von zwei 
Veranstaltungen berichten wir im fol- 
genden in Form von Presseerklärungen 
der Veranstalterinnen. 
In den USA ist alles besser? 
Vom2.-4. Juni 1988 veranstaltete die In- 
teressengemeinschaft behinderter Stu- 
dierender Berlin eine bundesweite Ta- 
gung zum Thema ,,ln den USA ist alles 
besser!? Die Situation behinderter Stu- 
denten in den USA — Vorbilder für 
uns?“ 
Es nahmen ru nd 100 Studenten aus den 
unterschiedlichen Hochschulorten teil. 
Unterstützt wurde diese Veranstaltung 
vom Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, vom Studentenwerk 
Berlin und von 4 Berliner ASten. 
In den letzten Jahren waren immer mehr 
behinderte und nichtbehinderte Stu- 
denten und Experten in den USA, als 
Stipendiaten oder auch auf eigene 
Faust. Sie kamen in der Regel begei- 
stert zurück und schilderten die Situa- 
tion behinderter Studenten in den USA 
als sehr verschieden zu unserer Reali- 
tät. Die Unterschieds beziehen sich so- 
wohl auf andere rechtliche Bestimmun- 
gen, auf größere Zugänglichkeit der 
Hochschulen und öffentliche Gebäude, 

räumlichen Verhältnissen stieß auf Kri- 
tik bis hin zur Ablehnung bei den Fach- 
kräften und allen politischen Parteien 
bis in die Reihen der Sozialdemokratie. 
Wie es jetzt weitergehen soll, ist unklar: 
Gerüchteweisesollnochin diesem Jahr 
die Integration im Kindergarten starten 
— allerdings in Bergedorf und Harburg, 
zwei Randbezirke der Hansestadt... 
Ungeachtet dieser peinlich offensichtli- 
chen Diskrepanz zwischen Zielformu- 
lierung und dem Willen bzw. der Fähig- 
keit zur konsequenten politischen Um- 
setzung geht das fragwü rd ige Spiel wei- 
ter: Bodo Schümann,,,linkes“ Aushän- 
geschild der Hamburger SPD (und Lei- 
ter einer WfB) forderte jetzt die Auflö- 
sung der Sonderschulen. Na prima — 
hoffen wir, daß die Umsetzung nicht auf 
die Elbinsel Krautsand beschränkt 
bleibt. 

auf ein größeres Angebot technischer 
u.a. Hilfen. Aber auch auf eine andere 
gesellschaftliche Akzeptanz Behinder- 
ter, auf ein anderes gesellschaftliches 
Klima Menschen gegenüber, die aus 
dem Rahmen fallen, die von der Norm 
abweichen. ZurTagung wurden vier Re- 
ferenten eingeladen, die über unter- 
schiedliche Schwerpunkte informier- 
ten: 
T. Klose, FU-Berlin. 
Herr Klose stellte das Hochschulsystem 
der USA vor. Erwies darauf hin, daß Stu- 
dierende dort In viel stärkerem Maße als 
in der Bundesrepublik beraten und be- 
treut werden. Für den späteren berufli- 
chen Erfolg seidleWahlder Hochschule 
äußerst wichtig. Wegen der z.T. sehr ho- 
hen Studiengebühren, die sich nicht je- 
der leisten könne, sei die Wahlmöglich- 
keit allerdings für viele eingeschränkt. 
R. Langweg-Berhörster, Deutsches 
Studentenwerk, Bonn. 
Frau Langweg stelltedie rechtlichen Be- 
dingungen für eine Studium Behinder- 
ter in den USA und in der Bundesrepu- 
blik dar. Im Mittelpunkt stand das Anti- 
diskriminierungsgesetz für Behinderte 
in den USA undseine Auswirkungen für 
die Hochschulen: alle Hochschulen 
sind zugänglich. Es bestehen keine 
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baulichen Barrieren, vielmehr gibt es 
technische Hilfen, Studienhelfer, spe- 
zielle Beratungsdienste, Literatur für 
Sehgeschädigte in Braille-Schrift und 
auf Tonträgern u.a. m. Dieses wurde an- 
hand der Programme für behinderte 
Studenten an einigen ausgewählten 
Hochschulen (Berkeley, Prinston, New 
York und Wiscounsin, Madison) darge- 
stellt. 
W. Angermann, Deutscher Verein der 
Blinden und Sehbehinderten in Studi- 
um und Beruf (DVBS). 
Herr Angermann berichtete über die Si- 
tuation sehbehinderter und blinder Stu- 
dierender. Die Hochschulen gingen — 
im Gegensatz zu der oft äuBerst starren 
Bürokratie an den Hochschulen der 
Bundesrepublik — in den USA sehr fle- 
xibel auf die individuellen Bedürfnisse 
der Studierenden ein. Viele Hochschu- 
len seien sehr gut mit technischen Hilfs- 
mitteln ausgestattet. Problematisch sei 
der E i nsatz von ü berwiegend eh renamt- 
lich tätigen Helfern. Dies bringe die Ge- 
fahr mit sich, daß die behinderten Stu- 
dierenden von den Helfern abhängig 
würden. Auch gebe es nicht, wie bei 
uns, ein Blindengeld fü r blindenbeding- 
te Mehraufwendungen. 
H. Nötzel, behinderte Studentin aus Es- 
sen. 
Frau Nötzel hob hervor, wie selbstver- 
ständlich alle Bereiche des öffentlichen 
Lebens in den USA auch fü r Behinderte 
zugänglich sind. Dieses sei auf eine grö- 
ßere Toleranz und Offenheit Behinder- 
ten gegenüber zurückzuführen. Das 
war nicht immer so, vielmehr haben Be- 
hinderte— alsTeilder Bürgerrechtsbe- 
wegung —fü r ihre Rechte gekämpft u nd 
sind notfalls sogar ins Gefängnis gegan- 
gen. 
Die spannenden Diskussionen Im Ver- 
lauf der gesamten Tagung, vor allem 
aber, wenn es um die Frage der Vorbild- 
funktion der USA ging, spiegelten die 
Unterschiedlichkeiten wider, die mit der 
jeweiligen geschichtlichen Entwicklung 
der USA, bzw. der Bundesrepublik, Zu- 
sammenhängen. So gab es z.B. in den 
USA in den 6öer und 70er Jahren die 
Rückkehr von ven/vundeten und behin- 
derten Vietnam-Soldaten, die Ins beruf- 
liche und gesellschaftliche Leben inte- 
griertwerden mußten. Undes gab In den 
USA keinen Faschismus mit seiner 
Rassen- und Vernichtungsideologie, 
wie es ihn in Deutschland in seiner ex- 
tremsten Ausprägung gab. 
Begrüßt wurde von den Teilnehmern, 
daß behinderten Studenten in den USA 
so viele Studienmöglichkeiten offenste- 
hen, während bei uns häufig Vorschrif- 
ten {Feuerschulzbestimmungen, Si- 
cherheitsrichtlinien u.a.) als Vonwand 
herhalten, um Studenten von bestimm- 
ten Studiengängen auszuschließen. Als 

problematisch wurden dagegen die ho- 
hen Kosten für Bildung angesehen, 
ebenso wie die hohe Arbeitslosigkeit 
nach Abschluß des Studiums. 
Die Teilnehmerinnen forderten von den 
Verantwortlichen (Bundesminster für 
Bildung und Wissenschaft, Hochschu- 
len, Deutsches Studentwerk), daß ihnen 
eine Qualifizierung für den Beruf im 
Ausland ermöglicht werde. Dies setzt 
voraus, 
— daß die Finanzierung eines solchen 
Studienaufenthaltes sichergestellt 
wird, 

— daß umfassende, das spezielle Infor- 
mationsbedürfnis behinderter Studen- 
ten berücksichtigende Intormationsma- 
terialien zur Verfügung gestellt werden. 
Um behinderten Studenten zu einem 
Studienaufenthalt in den USA zu ermuti- 
gen, sollten Austauschprogramme in 
den Semesterferien organisiert werden. 
IBS Berlin 
Daniel Kotric 
Keithstr. 36, App. 308 
1000 Berlin 30 
Tel. 2623129 

Studium + Knete 

m 

ICH h/lCHT 

JA/ 

Im April diesen Jahres hat die ,, Interes- 
sengemeinschaft behinderter und 
nichtbehinderter Studenten an der Uni- 
versität Dortmund" in Zusammenarbeit 
mit dem Dortmunder .Beratungsdienst 
behinderter Studenten" ein bundeswei- 
tes Seminar durchgeführt. Das Thema 
lautete,,HUK— Handicapedund Knete 
— Finanzierung des behinderungsbe- 
dingten Mehrbedarfs im Studium". Ne- 
ben der Formulierung der Defizite und 
Probleme bezüglich der Bewilligung- 
spraxis der überörtlichen Sozialhilfeträ- 
ger erarbeiteten die ca. 50 Teilnehme- 
rinnen Vorschläge zur Veränderung. 
Das ist besonders aktuell, da drei über- 
örtliche Sozialhilfeträger, im Aufträge 
aller, die fürdie Finanzierung des behin- 
derungsbedingten Mehrbedarfs im Stu- 
dium zuständig sind, Richtlinien erar- 
beiten, die die Studienfinanzierung be- 
hinderter Studierender bundesweit ein- 
heitlich regeln sollen (Landschaftsver- 
band Rheinland, Landeswohlfahrtsver- 
band Hessen und Bezirk Oberbayern). 
Forderungen; 
— Die Sozialhilfeträger werden aufge- 
fordert, potentielle und reale Antragstel- 
ler, also behinderte Studienwillige und 
Studierende, über die Möglichkeiten 
der Eingliederungshilfe umfassend zu 
informieren und zu beraten. 
— Aufbau eines flächendeckenden Be- 
ratungsangebotes für behinderte Stu- 
dierende und Schülerinnen durch haup- 
tamtliche Beraterinnen an den Hoch- 
schulen. 
— Übereinen Antrag muß spätestens in- 
nerhalb von drei Monaten entschieden 
werden, 
— Die Sozial hilfeträger weichen bei Be- 
willigungen häufig von den beantragten 
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Hilfen und Hilfsmitteln ab. Dies ge- 
schieht über den Kopf der Betroffenen 
hinweg, zum großen Teil, ohne den Än- 
tragstellerzu kennen. Dies führt zu Fehl- 
versorgungen, Diese Praxis muß geän- 
dert werden. — Eingliederungshilfe, 
hier die Hilfe zum Besuch einer Hoch- 
schule, muß rechtzeitig zu Studienbe- 
ginn einsetzen, um den behinderungs- 
bedingten Studienmehrbedarf von An- 
fang an zu decken, um Studienverzöge- 
rungen zu vermeiden. 
— Gewährung der Hilfsmittel, die ein 
möglichst selbständiges Studieren er- 
möglichen — Datenverarbeitungsgerä- 
te ausdrücklich eingeschlossen, sowie 
die notwendige Doppelausstattung mit 
Hilfsmitteln. 
— Führerschein und/oder KfZ-Versor- 
gungen müssen biszumersten Studien- 
tag oder dem Beginn notwendiger 
(Vor)Praktika an der Uni abgeschlossen 

sein. — Genehmigte Taxikosten 
oder sonstige Fahrtkosten müssen den 
realen Bedarf abdecken. 
— Die Kilometerbegrenzung soll nicht 
weniger als 30.000 Kilometer pro jahr 
betragen. 
— Die Erstversorgung mit einem KfZ bei 
behinderten Studentinnen soll grund- 
sätzlich nur als Zuschuß gezahlt wer- 
den. 
— Kosten für ein KfZ sollen auch unab- 
hängig vom Studium und Ausbildung 
zurTeilnahme am Leben in der Gemein- 
schaft bewilligt werden. 
— Studentinnen gleicher Behinderung 
erhalten je nach Bundesland, In dem sie 
studieren werden, unterschiedlich gute 
(bzw. miserable) Möglichkeiten, ihren 
behinderungsbedingten Studienmehr- 
bedarf über die Eingliedrungshilfe zu 
decken. Dies muß verändert werden. 

— Hat ein behinderter Studierender 
dem Grunde nach Anspruch auf Lei- 
stungen nach dem BAFöG, soll er zu- 
künftig ohne zusätzliche Eignungsprü- 
fungen Anspruch auf Hilfe zum Besuch 
einer Hochschule zur Deckung des be- 
hinderungsbedingten Studienmehrbe- 
darfs haben. 
— Diskriminierungen, wie psychologi- 
sches Gutachten über die geistig- 
seelische Eignung zum Studieren sind 
abzuschaffen. 
— Auch behinderte Studierwillige, die 
bereitseine Ausbildung haben, müssen 
wie nichtbehinderte Studierwillige auch 
die Möglichkeit zum Studium erhalten, 
d.h. ihr behinderungsbedingter Stu- 
dienmehrbedarf muß gedeckt werden. 
Dies betrifft Studierende des zweiten 
Bildungsweges, Aufbaustudenten, 
Fachhochschüler, Zweitstudenten, wis- 
senschaftlichen Nachwuchs... 
— Die Sozialhilfeträger werden aufge- 
fordert , ihre internen Verwaltungsvor- 
schriften zu veröffentlichen. 
— Die überörtlichen Sozialhilfeträger 
arbeiten zurZeit an einheitlichen Richtli- 
nien für die Hilfen zum Besuch einer 
Hochschule. Hierbei müssen behinder- 
te Studierende und ihre Organisationen 
als Experten einbezogen werden. 

Vorankündigung 

Achtung! Ein wichtigerTermin zum Vor- 
merken ist das Wochenende vom 9.-11. 
Dezember 1980 und zwar für all diejeni- 
gen, die an der Verbesserung der Litera- 
turbeschaffung im Studium Interessiert 
sind. In den vergangenen Jahren ist die- 
ses Thema unter verschiedenen 
Schwerpunkten aufgegriffen worden. 
Studierende aus Tübingen, Eßlingen 
und Stuttgart bereiten das diesjährige 
Treffen vor. Schwerpunkte sind die Er- 
fahrungen mit Computer Arbeitsplät- 
zen, die Literaturbeschaffung für Natur- 
wissenschaftler und Mathematiker und 
die Weiterführung der Piäne für eine 
zentrale Literaturbeschaffungsstelle. 
Alle Ideen und Vorstellungen sind wich- 
tig, wenn aus unserem Anliegen, die 
Studiensituation zu verbessern, etwas 
werden soll, EuerKommen istalso wich- 
tig. Wer Näheres wissen will, kann sich 
an unsere Kontaktadresse wenden. 
Interessengemeinschaft sehgeschä- 
digterStudlerender aus Stuttgart, Eßlin- 
gen und Tübingen 
Kontaktadresse; Karla Schopmans, 
Tannenbergstr.5,7300 Eßlingen, 
Tel. 0711/383076 

... avt dmn Rand Mhawan 

... vom Rand schauen 

... über den Rand schauen 

die randscliau abonnieren 

ACHTUNG! Für jeden neu geworbenen Abonnen- 

ten gibts ab sofort eines der unten angegebenen Bü- 
cher als Geschenk I (Bitte Titel angeben) 

2a 



.
.
.
k
o
s
t
e
n
l
o
s
e
s
 
P

r
o
b
e
e
x
e
m

p
l
a
r
 
a
n
f
o
r
d
e
r
n

 

Ich abonniere OieiwitdIiicJhaw (ur 1 Jahr, Wenn ich das Ab- 
onnement nicht 2 Monaie vor AOlaut kündige, vertangeri sich 
das Abonnement automatisch um 1 Jahr. 
Geworben hat mich Ihr Abonnement/m' 
Name 
Strafte .. 
Ort. ...   
schickt ihf/ihn> bitte das Such    
Datür habe ich DM 19,— 

überwresen aut das Konto 
CeBooF-Köln — die randschau 
KontChNr 153 30—508 (BLZ370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

einen Scheck beigefugl 
Lielertmg ab.       
(auch rückwirkend) 
Name 
Strafte  
Ort .   

Datum Unierschrill 

Postkana / I 
Antwort 

Sitte 
freimechen 

die randscfiou 

POH LIVIA N'STR.13 

5000 KÖLN 60 

  

Postkarte / 
Antwort 

die 

POHLM ANSTR.13 

5000 KOL N 60 

Postkarte / 
Antwort 

die rands€heu 

POHLM AN STR.13 

5000 KÖL N 60 

Bin* 
(raimacri*n 

□ Ich bestelle eine Probei^assette der rfie 
ranrfscfiau für Blinde fü r OM 5.— 

G Ich abonnieredie dl*randschau für Blinde 
zunächst für 10 Ausgaben {DM 30.—) 

Die Probekasselte mufl 3 Wochen nach Erhalt 
wieder zurückgeschickl werden. Wenn Ich das 
Abonnement nicht vor Erhalt der Kassette kündi- 
ge. verlängert sich das Abonnement automa- 
tisch. 
Ich habe den zu zahlenden Betrag 
□ überwiesen =uf das Konto 

CsBmF-Köln — cH« randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 {B LZ 370 100 50) 
Pr-stgifoamt Köln 

G als Scheck beigelegt. 

X 

Name: 
Straße; 
Ort:  

Oaium Unierjchnh 

rands€hau 

Bitl« 
*rt»m4Ch«n 

Ich abonnwr« die rwiHl«cli«« tu r 1 Jahr. Wenn ich das Ab- 
onnemerit nicht 2 Monate vor Ablauf kündige, verlangen sich 
das Abonnement automatisch um 1 Jahr. 
Geworben hat mich Ihr Abonnement/in: 
Name:  
Strafte   
Oft. .   
schickt ihrhhm bitte das Buch    
Dafür habe ich DM 19.— 

überwiesen auf das Konto 
CeBeeF-Köln — die randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

einen Scheck beigefugl 
Lieferung ab     
(auch rückwirkend) 
Name:  
Strafte   
Ort:    

Datum Unterschrift 



APPELL 

Kein neues Sterilisationsge- 
setz in der Bundesrepublik 
Zur Neuregelung des VormundschiiflS' und 
PflegschaftsreclUes hal der Bundesministerder 
Justiz einen Diskussions-Entwurf eines Geset- 
zes über die Betreuung Volljähriger vargelegt. 
Darin wird geplant, die Sterilisation geistig be- 
hinderter Menschen ohne deren Einwilligung 
zu legalisieren. 
Die,, Betreuerinnen" sollen ersatzweise in eine 
Sterilisation einwilligen können, wenn die be- 
treffende Person ,,einwilligungsunfähig'' ist, 
und durch die Sterilisation eine Schwanger- 
schaft vermieden wird, die sonst unter die Not- 
lagenregelung des § 218 a fallen wurde. 
Eine Sterilisation würde damit möglich, 
— wenn eine Schwangerschaft zur Gefahr ei- 

ner schwerwiegenden Beeinträchtigung des 
körperlichen oder seelischen Gesundheits- 
zustandes der Schwangeren fuhren würde, 

— wenn die Geburt eines behinderten Kindes 
zu erwarten ist (Wobei angenommen wird, 
dall dies eine schwerwiegende Beeinträchti- 
gung der Mutter nach sich, ziehen würdet, 
oder 

— wenn die Mutier auf Grund ihrer Behinde- 
rung nicht in der Lage sein wird, ihr Kind 
aufzuziehen. 

In erster Linie wären damit Lrauen betroffen, 
allerdings nicht mehr minderjährige, wie in der 
heutigen Slerilisalionspraxis in der Bundesre- 
publik, sondern volljährige, da der Entwurf ei- 
ne Altersgrenze von 18 Jahren festsetzt. Män- 
ner wären dann betroffen, wenn sie feste Part- 
nerschaften haben, da sich nur dann die Notla- 
genvermeidung ihrer Partnerinnen abschälzen 
läOt. 
Ausgeschlossen werden sollen Sterilisationen 
GEGEN den geäuDerten Willen der Betroffe- 
nen. Damit ist aber keinesfalls die Zwangssteri- 
lisalion ausgeschlossen, denn auch .Sterilisatio- 
nen ohne geäuOerten Willen sind Zwangssteri- 
lisationen. 
Die Heranziehung des § 218 a zur Legalisierung 
von Sterilisationen ohne Einwilligung ver- 
kennt, daß die Situationen der Betroffenen 
überhaupt nicht vergleichbar sind. Beim 
Schwangerschaflsabbruch ist die Betroffene 
einverstanden, und die Ursache des Eingriffs, 
die Schwangerschaft, ist konkret gegeben. Bei 
der Sterilisation ohne Einwilligung wird nur 
vermutet, daß es zu einer Schwangerschaft 
kommen wird. 
Die Auseinandersetzung um die Legalisierung 
der Sterilisation ,,nicht einwilligungsfähiger 
Personen" kann unserer Ansicht nach nicht 
ohne Aufarbeitung und Kenntnis der histori- 
schen Zusammenhänge geführt werden. Die 
Gefahren geschichtsverkennender Debatten 
im sozialen und gesund heilspolitischen Bereich 
liegen in vorschnellen technischen Lösungen, 
deren Gefährlfchkeiten von ihren Verfechtern 
häufig gar nicht gesehen werden. 
Die Sterilisation geistig behinderter Menschen, 
wie anderer Gruppen, wurde 1933 mit einem 
der ersten Gesetze der Nalionalsozialislen, dem 
,.Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses", legalisiert. 
Natürlich sind die ideologischen Einbettungen 
des Gesetzes von damals und der Debatte von 
heute verschiedene. 
Die Nationalsozialisten konnten sich 1933 auf 
einen breiten, weit über ihre Anhängerschaft 
hinausgehenden „rassehygienischen Kon- 

sens" stützen. Das Gesetz sollte die Vermeh- 
rung der als ,,erbkrank" diffamierten Men- 
■schen verhindern. Der Kern des Gesetzes lag 
damit In der Bestimmung des ,,Wertes des 
Menschen" für die Volksgemeinschaft. 
Demgegenüber spielen eugenische und bevöl- 
kerungspolitische Argumenlationsmusler in 
der heutigen Debatte (zumindest bisher) keine 
tragende Rolle. Fehlende Einsichtsfähigkeil 
sowie Unfähigkeit zur selbständigen und ange- 
messenen Kindererziehung sind die Hauptar- 
gumenle der Befürworter einer .gesetzlichen 
Regelung der Sterilisation. 
Beängstigende Parallelen zur derzeitigen De- 
batte zeigen sich erst, wenn man die einzelnen 
Paragraphen und Ausführungsbestimmungen 
des Gesetzes von 1933 ansleht; 
— Das Gesetz von 1933 umschreibt 9 klar he- 

minnte Diagnosegruppen, u.a. ,.angebore- 
ner .Schwachsinn", „Schizophrenie“ oder 
,,angeborene Fallsucht". Die betroffene 
Personengruppe sollte damit eng beschrie- 
ben und fest Umrissen sein. 

— Inder Durchführungsverordnung von 1933 
gibt es feste Schutzbeslimmungen bezüglich 
des Alters (Mindesalter 10 Jahre) sowie be- 
züglich des Gesundheitszustandes (Keine 
.Sterilisation bei einem körperlichen Zu- 
sätnd, der einen solchen Eingriff als risiko- 
haft erscheinen läßt). 

— Die Durchführungsbestimmung von 1933 
sieht ferner vor, daß das Gesetz nicht durch- 
geführt werden soll, wenn der Betreffende 
in einer geschlossenen Anstalt dauernd ver- 
wahrt wird. ..Forlpflanzungsfähige Er- 
bkranke" sollten nach der Sterilisation ent- 
lassen oder zumindest beurlaubt werden. 

Die Entwicklung nach 1933 zeigt; 
— Der Anwendungsbereich des Gesetzes wur- 

de ständig ausgeweitet. Beispielsweise wur- 
de durch die Diagnose ,,moralischer 
.Schwachsinn“ ein großer Teil der Men- 
schen in den Geltungsbereich des Gesetzes 
hineindefinierl, die sozial unangepaOt wa- 
ren und nach heutigen Begriffskrilierien un- 
ter ,,lernbehindert" fallen würden. 

— Schutzbestimmungcn bezüglich der Alters- 
grenze und des Gesundheitszustandes der 
Betroffenen wurden in der Praxis immer 
mehr unterlaufen. (Die jüngsten, die zur 
Slerilisation angezeigt wurden, waren 2 
Jahre alt. Über 1000 Todesfälle durch den 
Eingriff sind nachweisbar, insbesondere 
aufgrund des schlechten Allgemeinzuslan- 
des der Betroffenen.) 

— Ein großer Teil der Betroffenen bestand aus 
Anslallspaiienicn. Sie kamen auch nach der 
Slerilisation aus den Anstalten nicht heraus. 
Ab 1937 gingen die Fürsorgeverbände sogar 
dazu über, die Verwahrung Zwangssterili- 
sierter absichtsvoll zu betreiben. 

Nach dem heutigen Forschungsstand stehl 
auch fest, daß es nicht die „Radau-Rassisten" 
waren, die das bestehende Gesetz ständig aus- 
weiteten und die Schulzbehauptungen unterlie- 
fen. Es waren die gutachtenden Arzte, die an- 
zeigenden Anslallsdirektoren und die am Erb- 
gesundheitsgerichl sitzenden Richter. Das Ge- 
setz wurde dieser Praxis schrittweise angepaOl 
und durch vielfältige Bestimmungen von Jahr 
zu Jahr ausgeweitet. 
A uch in der heutigen Debatte spielen die Argu- 
menta tionsfiguren: 
— Einschränkung auf einen eng bestimmten 

Kreis, 
— Aitersschutzgrenze und 
— größere Freizügigkeit nach erfolgter Sterili- 

sation, eine wesentliche Rolle. 
Aus der Kenntnis der Geschichte wollen wir auf 
folgende Zusammenhänge hinweisen: Wer 

heule eine gesetzliche Regelung für die Sterili- 
sation einer ganz bestimmten kleinen Gruppe 
behinderter Menschen will, muß wissen, daß 
damit ein Instrumentarium geschaffen, das ei- 
ne Ausweitung und Ausdehnung auf weitere 
Menschengruppen vorprogrammiert. Je nach 
gesetzlichem Umfeld sind alle Diagnosebegrtf- 
fe, wie beispielsweise ,,Sch wachsinn“ oder 
,.geistige Behinderung“, wieauch modernere, 
meist defeklbezogene Zuslandsbeschreibun- 
gen, wie ,,nicht einwilligungsfähig" oder,,un- 
fähig zur Kindererziehung“, ausdehnbar und 
neu auslegbar. Ebenso können Indikationsbe- 
griffe beliebig in terpretierl werden, d ie sich au f 
die „Zumutbarkeit" einer Schwangerschaft 
beziehen, und über deren Anwendung nicht die 
Betroffenen, sondern DRITTE, entscheiden. 
Wer heute für die Legalisierung der Sterilisa- 
tion nicht zuslimmungsfähiger behinderter 
Menschen eintritt, muß wissen, daß auch 1933 
die Slerilisalionspraxis quasi rechtsslaatlich 
geiiandhohl wurde. Oie Enlscheidungsgrcmien 
damals kannten ebenfalls ein Antrags- und ein 
Widerspruchsrechl der Betroffenen. Gerade 
durchdieseHandhabungwurdendiepsycholo- 
gischen Schwellen herabgesetzt, dem massen- 
weisen Eingriff in die körperliche Unversehr- 
heil behinderter Menschen in einer breiten Öf- 
fentlichkeit zuzustimmen. 
Wer heute mit der Legalisierung der Sterilisa- 
tion geistig behinderter Menschen die Hoff- 
nung verknüpft, daß damit die Freizügigkeit 
der Betroffenen großer würde, muß wissen, 
daß in der Vergangenheit das Gegenteil einge- 
Irelen ist. Die Zwangssterilisalion warder An- 
fang einer langen Kette von Herabwürdigun- 
gen, der stärkeren Asylierung und schließlich 
des AblransporlesinTölungsanstallendersog. 
..Euthanasie". Wer garantiert, daß in der heu- 
tigen Gesellschaft, in der ein wachsendes 
Kosten-Nulzen-Denken im Sozial- und Ge- 
sundheitsbereich zu verzeichnen ist, nicht eine 
ähnliche Eskalation des Denkens und Han- 
delns gegenüber behinderten Menschen ein- 
tritl? 
Die Unterzeichnenden beziehen folgende Posi- 
tionen in der aktuellen Debatte zur Sterilisa- 
tion: 
1. Zu r Würde u nd persönlichen Integrität eines 

behinderten Menschen gehört das Rechlauf 
Unverletzlichkeit des Körpers. Eingriffe, 
die keine Heileingriffe sind, wie z.B. die Sle- 
rilisation, dürfen nur mit seiner Zustim- 
mung vorgenommen werden. Ist eine solche 
Zustimmung nicht möglich oder bestehen 
Zweifel an der Zuslimmungsfähigkeil, so 
du rfen solche Eingriffe nicht vorgenom men 
werden. 

2. Sterilisation mit Einwilligung der Betroffe- 
nen sollten generell erst ab dem 25. Lebens- 
jahr durchgeführt werden dürfen. 

3. Die Sterilisation ohne Einwilligung ist ein 
Eingriff in die körperliche Integrität und 
kein Elternrecht. Sie muß weiterhin unter 
Strafe gestellt werden. 

4. Angesichts der herrschenden Rechtspraxis 
(schleppende Verfolgung von Sterilisatio- 
nen ohne Einwilligung) und der heutigen öf- 
fentlichen Debatte ist der Schutz geistig Be- 
hinderter vor einem Sterilisationseingriff 
gegen und ohne ihren Willen gesetzlich zu 
garantieren. 

5. Ausreichende Voraussetzung für das Leben 
von behinderten Eltern mit Kindern sind zu 
scliaffen, etwa überschaubare Wohngrup- 
pen, ambulante Betreuungshilfen, Ellern- 
gruppen oder zeitweilige Pflegefamilien. 

6. Geistig behinderte Menschen haben wie 
Nicht-Behinderte das Recht, Kinder zu be- 
kommen. In diesem Zusammenhang müs- 
sen das bestehende Vormundschaftsrecht 
und die Vorschläge des Bundesjustizmini- 
sters dringend geändert werden, da sie die 
G rundrechte behinderter Menschen ignorie- 
ren. 

V-i.S.d-P. PTAf. Dr.Ur. K. Doncr, DGÜP, 
Deutsche (^escllschafi für soziale Psychialrw, 
t- S»ndfon und U. Sicrck, „die randschau“, 
Zeilschhfr Tiij- Behinderlenpolilik. 
Michiel Wunder, ArtcilskreU zur Aufarbei- 
iurt|L der Gfschichie der Eulhansair. 
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